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Hinweise zum Ausfüllen des Fragebogens  

Die zu beantwortenden Fragen sind grau unterlegt. Bei Fragen, die durch Ankreuzen zu be-

antworten sind, sollen weitergehende Ausführungen grundsätzlich vermieden werden. Bei 

einzelnen Fragen kann, beispielsweise aufgrund regionaler oder kommunaler Besonderheiten, 

eine flexiblere Beantwortung als ein bloßes Ankreuzen der vorgegebenen Antwortmöglich-

keiten sinnvoll sein. Sollten sich beim Ausfüllen des Fragebogens dennoch Schwierigkeiten 

ergeben, beantworten Sie die jeweiligen Fragen so gut es möglich ist. Auf solche Schwierig-

keiten können Sie sodann unter der Rubrik „Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen“ 

hinweisen. 

 

Die Beantwortung des Fragebogens soll einen möglichst umfassenden Überblick über die 

Umsetzung der Alpenkonvention und ihrer Protokolle vermitteln. 

 

Die Formulierung des Fragebogens folgt grundsätzlich den Formulierungen der Alpenkon-

vention und ihrer Protokolle. Die im Fragebogen enthaltenen Fragen ändern nicht die Ver-

pflichtungen, die sich für die Vertragsparteien aus der Alpenkonvention und ihren Protokollen 

ergeben. 

 

Die von der ausfüllenden Vertragspartei als vertraulich eingestuften Informationen sind bei 

der Beantwortung des Fragebogens als solche zu bezeichnen. 

 

Die Fragen beziehen sich jeweils auf die ausfüllende Vertragspartei und deren Gebiet bzw. 

den auf deren Gebiet befindlichen Alpenraum. Unter Alpenraum ist der gemäß Artikel 1 der 

Alpenkonvention definierte Anwendungsbereich der Alpenkonvention zu verstehen. 

 

Die ausfüllende Vertragspartei wird im Fragebogen als „Land“ bezeichnet. Auf eine geson-

derte Bezeichnung der Europäischen Union wurde der Einfachheit halber verzichtet. Die Be-

zeichnung „Land“ gilt für die Zwecke dieses Fragebogens entsprechend für die Europäische 

Union. 
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Abkürzungen  

Es werden die folgenden Abkürzungen benutzt:  

AK  Übereinkommen zum Schutz der Alpen (Alpenkonvention) 

Berglandwirtschaftsprotokoll Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 

im Bereich Berglandwirtschaft 

Bergwaldprotokoll Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 

im Bereich Bergwald 

Bodenschutzprotokoll Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 

im Bereich Bodenschutz 

Energieprotokoll Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 

im Bereich Energie 

Naturschutzprotokoll  Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 

im Bereich Naturschutz und Landschaftspflege 

Raumplanungsprotokoll Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 

im Bereich Raumplanung und nachhaltige Entwicklung 

Tourismusprotokoll Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 

im Bereich Tourismus 

Verkehrsprotokoll Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 

im Bereich Verkehr 
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Angaben zu Herkunft und Erstellung des Berichts  

Name der Vertragspartei   

 

 

Benennen Sie die nationale Kontaktstelle: 

Name der nationalen Kontaktstelle  

 

 

 

 

Name und Bezeichnung der verantwortlichen 

Person 

 

Postanschrift 

 

 

Telefonnummer  

Faxnummer  

E-Mail-Adresse  

 

Unterschrift der für die Einreichung des Be-

richts verantwortlichen Person 

 

 

Datum der Einreichung des Berichts  

 

 

Nennen Sie die beteiligten Stellen (z.B. Nichtregierungsorganisationen, Gebietskörperschaf-

ten, wissenschaftliche Einrichtungen).  
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Teil 1: Allgemeiner Teil 

Anmerkung: Die Fragen im Allgemeinen Teil sind von allen Vertragsparteien der Al-

penkonvention zu beantworten. 

Geben Sie bei der Rahmenkonvention sowie bei den Protokollen, deren Vertragspartei Ihr 

Land ist, den Zeitpunkt der Ratifikation (bzw. der Annahme oder Genehmigung) und den 

Zeitpunkt des Inkrafttretens in Ihrem Land an. (Geben Sie das Datum wie in folgendem Bei-

spiel an: 01. Januar 2003)  

 Ratifikation1 am In Kraft seit 

Rahmenkonvention   

Raumplanungsprotokoll   

Bodenschutzprotokoll   

Naturschutzprotokoll   

Berglandwirtschaftsprotokoll   

Bergwaldprotokoll   

Tourismusprotokoll   

Verkehrsprotokoll   

Energieprotokoll   

Protokoll über die Beilegung von Streitigkeiten   

 

Soweit noch nicht alle Protokolle ratifiziert2 wurden, geben Sie an, warum, und wann mit ei-

ner Ratifikation weiterer Protokolle zu rechnen ist. 

 

 

 

 

 
1 Bzw. Annahme oder Genehmigung.  
2 Bzw. angenommen oder genehmigt. 
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A. Einleitende Ausführungen 

1. Welchen Anteil (in %) hat der Alpenraum an der Gesamtfläche Ihres Landes? 

 

 

 

2. Wie ist das Bruttoinlandsprodukt Ihres Landes im Alpenraum? 

 

 

 

3. Welchen Anteil (in %) hat das Bruttoinlandsprodukt im Alpenraum ihres Lan-

des am gesamten Bruttoinlandsprodukt Ihres Landes? 

 

 

 

4. Welche Bedeutung haben die Alpenkonvention und ihre Protokolle für Ihr Land?  

 

 

 

 

 

 

5. Gibt es Gerichts- und Verwaltungsentscheidungen, die sich auf die Alpenkonvention und 

die von Ihrem Land ratifizierten Protokolle (bzw. die deren Verpflichtungen umsetzenden 

Rechtsvorschriften) beziehen?  

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Rechtsbereiche, in denen solche Entscheidungen getroffen werden, und 

einige beispielhafte Entscheidungen.  
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6. Schildern Sie zusammenfassend, was bisher unternommen wurde und was geplant ist, um 

die Umsetzung der Ziele der Alpenkonvention und der Protokolle, welche in Ihrem Land in 

Kraft sind, zu unterstützen?  

(Sie können an dieser Stelle über sonstige allgemeine Aktivitäten, die im Zusammenhang mit 

der Alpenkonvention stehen, aber über deren Verpflichtungen hinausgehen, berichten oder 

über Aktivitäten oder Programme, die die Ziele der Alpenkonvention außerhalb Ihres Landes 

fördern.) 

 

 

 

 

 

Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen: 
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B. Allgemeine Verpflichtungen der Alpenkonvention 

I. Art. 2 Abs. 2 lit. a AK – Allgemeine Verpflichtungen im Bereich             

Bevölkerung und Kultur  

Art. 2 Abs. 2 lit. a AK lautet:  

„(2) Zur Erreichung des in Absatz 1 genannten Zieles werden die Vertragsparteien geeigne-

te Maßnahmen insbesondere auf folgenden Gebieten ergreifen:  

a) Bevölkerung und Kultur - mit dem Ziel der Achtung, Erhaltung und Förderung der kultu-

rellen und gesellschaftlichen Eigenständigkeit der ansässigen Bevölkerung und der Sicher-

stellung ihrer Lebensgrundlagen, namentlich der umweltverträglichen Besiedlung und wirt-

schaftlichen Entwicklung sowie der Förderung des gegenseitigen Verständnisses und part-

nerschaftlichen Verhaltens zwischen alpiner und außeralpiner Bevölkerung“. 

 

1. Nennen Sie die Rechtsvorschriften, die die Vorgaben von Art. 2 Abs. 2 lit. a AK umsetzen. 

Soweit es keine entsprechenden Rechtsvorschriften gibt bzw. bestehende Rechtsvorschriften die 

Vorgaben nicht vollständig umsetzen, erläutern Sie warum nicht. 

 

 

 

 

 

Zusätzliche Angaben zur Anwendung von Art. 2 Abs. 2 lit. a AK sind in den Länderberichten 

über die Umsetzung der Deklaration „Bevölkerung und Kultur“ zu finden. 
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II. Art. 2 Abs. 2 lit. b AK – Allgemeine Verpflichtungen im Bereich     

Raumplanung 

Art. 2 Abs. 2 lit. b AK lautet: 

„(2) Zur Erreichung des in Absatz 1 genannten Zieles werden die Vertragsparteien geeigne-

te Maßnahmen insbesondere auf folgenden Gebieten ergreifen: […]  

b) Raumplanung - mit dem Ziel der Sicherung einer sparsamen und rationellen Nutzung 

und einer gesunden, harmonischen Entwicklung des Gesamtraumes unter besonderer Be-

achtung der Naturgefahren, der Vermeidung von Über- und Unternutzungen sowie der Er-

haltung oder Wiederherstellung von natürlichen Lebensräumen durch umfassende Klärung 

und Abwägung der Nutzungsansprüche, vorausschauende integrale Planung und Abstim-

mung der daraus resultierenden Maßnahmen“. 

 

1. Nennen Sie die Rechtsvorschriften, die die Vorgaben von Art. 2 Abs. 2 lit. b AK umsetzen. 

Soweit es keine entsprechenden Rechtsvorschriften gibt bzw. bestehende Rechtsvorschriften die 

Vorgaben nicht vollständig umsetzen, erläutern Sie warum nicht. 

 

 

 

 

 

 



 

 9 

 

III. Art. 2 Abs. 2 lit. c AK – Allgemeine Verpflichtungen im Bereich      

Luftreinhaltung 

Art. 2 Abs. 2 lit. c AK lautet: 

„(2) Zur Erreichung des in Absatz 1 genannten Zieles werden die Vertragsparteien geeigne-

te Maßnahmen insbesondere auf folgenden Gebieten ergreifen: […]  

c) Luftreinhaltung - mit dem Ziel der drastischen Verminderung von Schadstoffemissionen 

und -belastungen im Alpenraum und der Schadstoffverfrachtung von außen, auf ein Maß, 

das für Menschen, Tiere und Pflanzen nicht schädlich ist“. 

 

 

1. Nennen Sie die Rechtsvorschriften, die die Vorgaben von Art. 2 Abs. 2 lit. c AK umsetzen. 

Soweit es keine entsprechenden Rechtsvorschriften gibt bzw. bestehende Rechtsvorschriften die 

Vorgaben nicht vollständig umsetzen, erläutern Sie warum nicht. 

 

 

 

 

 

2. Wurden spezifische Maßnahmen ergriffen, um Schadstoffemissionen und -belastungen im 

Alpenraum auf ein für Menschen, Tiere und Pflanzen unschädliches Maß zu reduzieren?  

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  
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3. Wurden spezifische Maßnahmen ergriffen, um Schadstoffverfrachtung von außen auf ein für 

Menschen, Tiere und Pflanzen unschädliches Maß zu reduzieren? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

 

Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen: 
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IV. Art. 2 Abs. 2 lit. d AK – Allgemeine Verpflichtungen im Bereich         

Bodenschutz 

 

Art. 2 Abs. 2 lit. d AK lautet: 

„(2) Zur Erreichung des in Absatz 1 genannten Zieles werden die Vertragsparteien geeigne-

te Maßnahmen insbesondere auf folgenden Gebieten ergreifen: […] 

d) Bodenschutz - mit dem Ziel der Verminderung der quantitativen und qualitativen Bo-

denbeeinträchtigungen, insbesondere durch Anwendung bodenschonender land- und forst-

wirtschaftlicher Produktionsverfahren, sparsamen Umgang mit Grund und Boden, Ein-

dämmung von Erosion sowie Beschränkung der Versiegelung von Böden,“. 

 

1. Nennen Sie die Rechtsvorschriften, die die Vorgaben von Art. 2 Abs. 2 lit. d AK umsetzen. 

Soweit es keine entsprechenden Rechtsvorschriften gibt bzw. bestehende Rechtsvorschriften die 

Vorgaben nicht vollständig umsetzen, erläutern Sie warum nicht. 
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V. Art. 2 Abs. 2 lit. e AK – Allgemeine Verpflichtungen im Bereich        

Wasserhaushalt 

Art. 2 Abs. 2 lit. e AK lautet: 

„(2) Zur Erreichung des in Absatz 1 genannten Zieles werden die Vertragsparteien geeigne-

te Maßnahmen insbesondere auf folgenden Gebieten ergreifen: […] 

e) Wasserhaushalt - mit dem Ziel, gesunde Wassersysteme zu erhalten oder wiederherzu-

stellen, insbesondere durch die Reinhaltung der Gewässer, durch naturnahen Wasserbau 

und durch eine Nutzung der Wasserkraft, die die Interessen der ansässigen Bevölkerung 

und das Interesse an der Erhaltung der Umwelt gleichermaßen berücksichtigt“. 

 

1. Nennen Sie die Rechtsvorschriften, die die Vorgaben von Art. 2 Abs. 2 lit. e AK umsetzen. 

Soweit es keine entsprechenden Rechtsvorschriften gibt bzw. bestehende Rechtsvorschriften die 

Vorgaben nicht vollständig umsetzen, erläutern Sie warum nicht. 

 

 

 

 

 

2. Werden geeignete Maßnahmen, einschließlich flächendeckender Entsorgungsmaßnahmen, zur 

Reinhaltung der Gewässer ergriffen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  
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3. Bestehen Vorschriften oder werden spezielle Maßnahmen ergriffen, um Trinkwasserquellen 

zu schützen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

4. Betreibt Ihr Land einen naturnahen Wasserbau?  

Ja  Nein  

Wenn ja, wie?  

 

 

 

 

 

5. Werden die Interessen der ansässigen Bevölkerung und das Interesse an der Erhaltung der 

Umwelt bei der Nutzung von Wasserkraft gleichermaßen berücksichtigt?  

Ja  Nein  

Wenn ja, wie?  
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Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen: 
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VI. Art. 2 Abs. 2 lit. f AK – Allgemeine Verpflichtungen im Bereich           

Naturschutz und Landschaftspflege 

Art. 2 Abs. 2 lit. f AK lautet: 

„(2) Zur Erreichung des in Absatz 1 genannten Zieles werden die Vertragsparteien geeigne-

te Maßnahmen insbesondere auf folgenden Gebieten ergreifen: […] 

f) Naturschutz und Landschaftspflege - mit dem Ziel, Natur und Landschaft so zu schützen, 

zu pflegen und, soweit erforderlich, wiederherzustellen, dass die Funktionsfähigkeit der    

Ökosysteme, die Erhaltung der Tier- und Pflanzenwelt einschließlich ihrer Lebensräume, 

die Regenerationsfähigkeit und nachhaltige Leistungsfähigkeit der Naturgüter sowie Viel-

falt, Eigenart und Schönheit der Natur und Landschaft in ihrer Gesamtheit dauerhaft gesi-

chert werden“. 

 

1. Nennen Sie die Rechtsvorschriften, die die Vorgaben von Art. 2 Abs. 2 lit. f AK umsetzen. 

Soweit es keine entsprechenden Rechtsvorschriften gibt bzw. bestehende Rechtsvorschriften die 

Vorgaben nicht vollständig umsetzen, erläutern Sie warum nicht. 
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VII. Art. 2 Abs. 2 lit. g AK – Allgemeine Verpflichtungen im Bereich      

Berglandwirtschaft 

Art. 2 Abs. 2 lit. g AK lautet: 

„(2) Zur Erreichung des in Absatz 1 genannten Zieles werden die Vertragsparteien geeigne-

te Maßnahmen insbesondere auf folgenden Gebieten ergreifen: […] 

g) Berglandwirtschaft - mit dem Ziel, im Interesse der Allgemeinheit die Bewirtschaftung 

der traditionellen Kulturlandschaften und eine standortgerechte, umweltverträgliche Land-

wirtschaft zu erhalten und unter Berücksichtigung der erschwerten Wirtschaftsbedingungen 

zu fördern“. 

 

1. Nennen Sie die Rechtsvorschriften, die die Vorgaben von Art. 2 Abs. 2 lit. g AK umsetzen. 

Soweit es keine entsprechenden Rechtsvorschriften gibt bzw. bestehende Rechtsvorschriften die 

Vorgaben nicht vollständig umsetzen, erläutern Sie warum nicht. 
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VIII. Art. 2 Abs. 2 lit. h AK – Allgemeine Verpflichtungen im Bereich     

Bergwald 

 

Art. 2 Abs. 2 lit. h AK lautet: 

„(2) Zur Erreichung des in Absatz 1 genannten Zieles werden die Vertragsparteien geeigne-

te Maßnahmen insbesondere auf folgenden Gebieten ergreifen: […] 

h) Bergwald - mit dem Ziel der Erhaltung, Stärkung und Wiederherstellung der Waldfunk-

tionen, insbesondere der Schutzfunktion durch Verbesserung der Widerstandskraft der 

Waldökosysteme, namentlich mittels einer naturnahen Waldbewirtschaftung und durch die 

Verhinderung waldschädigender Nutzungen unter Berücksichtigung der erschwerten Wirt-

schaftsbedingungen im Alpenraum“. 

 

1. Nennen Sie die Rechtsvorschriften, die die Vorgaben von Art. 2 Abs. 2 lit. h AK umsetzen. 

Soweit es keine entsprechenden Rechtsvorschriften gibt bzw. bestehende Rechtsvorschriften die 

Vorgaben nicht vollständig umsetzen, erläutern Sie warum nicht. 
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IX. Art. 2 Abs. 2 lit. i AK – Allgemeine Verpflichtungen im Bereich       

Tourismus und Freizeit 

Art. 2 Abs. 2 lit. i AK lautet: 

„(2) Zur Erreichung des in Absatz 1 genannten Zieles werden die Vertragsparteien geeigne-

te Maßnahmen insbesondere auf folgenden Gebieten ergreifen: […] 

i) Tourismus und Freizeit - mit dem Ziel, unter Einschränkung umweltschädigender Aktivi-

täten, die touristischen und Freizeitaktivitäten mit den ökologischen und sozialen Erforder-

nissen in Einklang zu bringen, insbesondere durch Festlegung von Ruhezonen“. 

 

1. Nennen Sie die Rechtsvorschriften, die die Vorgaben von Art. 2 Abs. 2 lit. i AK umsetzen. 

Soweit es keine entsprechenden Rechtsvorschriften gibt bzw. bestehende Rechtsvorschriften die 

Vorgaben nicht vollständig umsetzen, erläutern Sie warum nicht. 
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X. Art. 2 Abs. 2 lit. j AK – Allgemeine Verpflichtungen im Bereich Verkehr 

Art. 2 Abs. 2 lit. j AK lautet: 

„(2) Zur Erreichung des in Absatz 1 genannten Zieles werden die Vertragsparteien geeigne-

te Maßnahmen insbesondere auf folgenden Gebieten ergreifen: […] 

j) Verkehr - mit dem Ziel, Belastungen und Risiken im Bereich des inneralpinen und alpen-

querenden Verkehrs auf ein Maß zu senken, das für Menschen, Tiere und Pflanzen sowie 

deren Lebensräume erträglich ist, unter anderem durch eine verstärkte Verlagerung des 

Verkehrs, insbesondere des Güterverkehrs, auf die Schiene, vor allem durch die Schaffung 

geeigneter Infrastrukturen und marktkonformer Anreize, ohne Diskriminierung aus Grün-

den der Nationalität“. 

 

1. Nennen Sie die Rechtsvorschriften, die die Vorgaben von Art. 2 Abs. 2 lit. j AK umsetzen. 

Soweit es keine entsprechenden Rechtsvorschriften gibt bzw. bestehende Rechtsvorschriften die 

Vorgaben nicht vollständig umsetzen, erläutern Sie warum nicht. 
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XI. Art. 2 Abs. 2 lit. k AK –Allgemeine Verpflichtungen im Bereich Energie 

Art. 2 Abs. 2 lit. k AK lautet: 

„(2) Zur Erreichung des in Absatz 1 genannten Zieles werden die Vertragsparteien geeigne-

te Maßnahmen insbesondere auf folgenden Gebieten ergreifen: […] 

k) Energie - mit dem Ziel, eine natur- und landschaftsschonende sowie umweltverträgliche 

Erzeugung, Verteilung und Nutzung der Energie durchzusetzen und energieeinsparende 

Maßnahmen zu fördern“. 

 

1. Nennen Sie die Rechtsvorschriften, die die Vorgaben von Art. 2 Abs. 2 lit. k AK umsetzen. 

Soweit es keine entsprechenden Rechtsvorschriften gibt bzw. bestehende Rechtsvorschriften die 

Vorgaben nicht vollständig umsetzen, erläutern Sie warum nicht. 
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XII. Art. 2 Abs. 2 lit. l AK – Allgemeine Verpflichtungen im Bereich         

Abfallwirtschaft 

Art. 2 Abs. 2 lit. l AK lautet: 

„(2) Zur Erreichung des in Absatz 1 genannten Zieles werden die Vertragsparteien geeigne-

te Maßnahmen insbesondere auf folgenden Gebieten ergreifen: […] 

l) Abfallwirtschaft - mit dem Ziel, unter besonderer Berücksichtigung der Abfallvermei-

dung eine den besonderen topographischen, geologischen und klimatischen Bedürfnissen 

des Alpenraumes angepasste Abfallerfassung, -verwertung und -entsorgung sicherzustel-

len“. 

 

1. Nennen Sie die Rechtsvorschriften, die die Vorgaben von Art. 2 Abs. 2 lit. l AK umsetzen. 

Soweit es keine entsprechenden Rechtsvorschriften gibt bzw. bestehende Rechtsvorschriften die 

Vorgaben nicht vollständig umsetzen, erläutern Sie warum nicht. 

 

 

 

 

 

2. Auf welche Weise findet die Abfallentsorgung in den entlegenen Regionen des Alpenraumes 

statt?  

 

 

 

 

 

Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen: 
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XIII. Art. 3 AK ‒ Forschung, wissenschaftliche Bewertung und systematische 

Beobachtung 
 

Art. 3 AK lautet: 
Die Vertragsparteien vereinbaren, auf den in Artikel 2 genannten Gebieten: 

a) Forschungsarbeiten und wissenschaftliche Bewertungen durchzuführen und dabei zusammenzuarbeiten; 

b) gemeinsame oder einander ergänzende Programme zur systematischen Beobachtung zu entwickeln; 

c) Forschung und Beobachtung sowie die dazugehörige Datenerfassung zu harmonisieren. 

 

 

 

1. Finden Forschungsarbeiten und wissenschaftliche Bewertungen sowie die 

Entwicklung gemeinsamer Programme für eine systematische Beobachtung in 

den folgenden Bereichen mit den jeweiligen in Art. 2 AK genannten Zielsetzun-

gen statt? 

 

Ja 

 

Nein 

Bevölkerung und Kultur   

Raumplanung   

Luftreinhaltung   

Bodenschutz   

Wasserhaushalt   

Naturschutz und Landschaftspflege   

Berglandwirtschaft   

Bergwald   

Tourismus und Freizeit   

Verkehr   

Energie   

Abfallwirtschaft   

 

2. Führt Ihre Vertragspartei Aktivitäten zur Harmonisierung der Forschung, der 

Beobachtung und der damit verbundenen Datenerfassung mit anderen Vertrags-

parteien in den folgenden Bereichen durch? 

 

Ja 

 

Nein 

Bevölkerung und Kultur   

Raumplanung   

Luftreinhaltung   
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Bodenschutz   

Wasserhaushalt   

Naturschutz und Landschaftspflege   

Berglandwirtschaft   

Bergwald   

Tourismus und Freizeit   

Verkehr   

Energie   

Abfallwirtschaft   
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XIV. Art. 4 AK ‒ Die Zusammenarbeit und Information im rechtlichen, 

wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und technischen Bereich 

Art. 4 AK lautet: 

(1) Die Vertragsparteien erleichtern und fördern den Austausch rechtlicher, wissenschaftlicher, wirtschaft-

licher und technischer Informationen, die für dieses Übereinkommen erheblich sind. 

(2) Die Vertragsparteien informieren einander zur größtmöglichen Berücksichtigung grenzüberschreitender 

und regionaler Erfordernisse über geplante, juristische oder wirtschaftliche Maßnahmen, von denen be-

sondere Auswirkungen auf den Alpenraum oder Teile desselben zu erwarten sind. 

(3) Die Vertragsparteien arbeiten mit internationalen staatlichen und nichtstaatlichen Organisationen soweit 

erforderlich zusammen, um das Übereinkommen und die Protokolle, deren Vertragspartei sie sind, 

wirksam durchzuführen. 

(4) Die Vertragsparteien sorgen in geeigneter Weise für eine regelmäßige Information der Öffentlichkeit 

über die Ergebnisse von Forschungen, Beobachtungen und getroffene Maßnahmen. 

(5) Die Verpflichtungen der Vertragsparteien aus diesem Übereinkommen im Informationsbereich gelten 

vorbehaltlich der nationalen Gesetze über die Vertraulichkeit. Vertraulich bezeichnete Informationen 

müssen als solche behandelt werden. 

 

1. Wird der Austausch rechtlicher, wissenschaftlicher, wirtschaftlicher und technischer Informa-

tionen, die für die Alpenkonvention erheblich sind, zwischen den Vertragsstaaten erleichtert und 

gefördert? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Details.  

 

 

 

 

 

2. Werden andere Vertragsparteien über geplante juristische oder wirtschaftliche Maßnahmen 

sowie über Vorhaben, von denen besondere Auswirkungen auf den Alpenraum oder dessen Teile 

zu erwarten sind, informiert, um eine größtmögliche Berücksichtigung regionaler Erfordernisse 

zu gewährleisten?  

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Details.  
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3. Wurde Ihr Land von anderen Vertragsparteien ausreichend über Vorhaben, von denen beson-

dere Auswirkungen auf den Alpenraum oder dessen Teile zu erwarten sind, informiert?  

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Beispiele. Wenn Sie „Nein“ angekreuzt haben, nennen Sie den oder die 

Fälle, in denen Ihr Land nicht informiert wurde, unter Angabe der jeweiligen Vertragspartei und 

des ungefähren Zeitpunkts, zu dem das Vorhaben, anlässlich dessen keine Information stattfand, 

durchgeführt wurde. 

 

 

 

 

 

4. Wird mit internationalen staatlichen Organisationen und/oder nichtstaatlichen Organisationen 

zur Umsetzung der Verpflichtungen aus Alpenkonvention (und Protokollen) zusammengearbei-

tet? 

Ja  Nein  

Wenn ja, in welchen Bereichen? (Kreuzen Sie das Zutreffende an.) 

Bevölkerung und Kultur  

Raumplanung  

Luftreinhaltung  

Bodenschutz  

Wasserhaushalt  

Naturschutz und Landschaftspflege  

Berglandwirtschaft  

Bergwald  

Tourismus und Freizeit  

Verkehr  

Energie  

Abfallwirtschaft  
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Soweit mit internationalen staatlichen Organisationen und/oder nichtstaatlichen Organisationen 

zusammengearbeitet wird, nennen Sie die Organisationen und den Gegenstand der Zusammen-

arbeit.  

 

 

 

 

 

5. Werden die Ergebnisse von Forschungen und systematischen Beobachtungen sowie von Maß-

nahmen im rechtlichen, wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und technischen Bereich regelmä-

ßig öffentlich zugänglich gemacht? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? Geben Sie Details an.  

 

 

 

 

 

6. Werden im Rahmen der Information als vertraulich bezeichnete Informationen vertraulich 

behandelt? 

Ja   Nein  

 

Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen: 
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C. Ergänzende Fragen 

 

Beschlüsse der Alpenkonferenz  

1.  Berichten Sie über die Erfüllung von Beschlüssen, die die Alpenkonferenz getroffen und aus-

drücklich als berichtspflichtig bezeichnet hat. 

 

 

 

 

 

 

Schwierigkeiten bei der Ausfüllung des gesamten Fragebogens  

2. Gab es Schwierigkeiten bei der Ausfüllung des Fragebogens? Diese Frage bezieht sich auf alle 

Teile des Fragebogens, sowohl den allgemeinen wie den besonderen. 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche? Haben Sie Verbesserungsvorschläge?  
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Teil 2: Besonderer Teil betreffend die speziellen Verpflichtungen 

der Protokolle 

Anmerkung: Die Fragen im besonderen Teil sind jeweils nur von den Vertragsparteien 

zu beantworten, die an die entsprechenden Protokolle völkerrechtlich gebunden sind. 

Die Reihenfolge, in der die einzelnen Protokolle abgefragt werden, richtet sich nach der 

Reihenfolge der Auflistung der Sachgebiete in Art. 2 Abs. 2 AK. 

A. Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 im 

Bereich Raumplanung und nachhaltige Entwicklung (Protokoll vom 

20.12.1994)  

Art. 4 Raumplanungsprotokoll – Internationale Zusammenarbeit 

1. Wird eine verstärkte internationale Zusammenarbeit zwischen den jeweils zuständigen 

Institutionen bei der Ausarbeitung von Plänen und/oder Programmen für die Raumplanung 

und nachhaltige Entwicklung (im Sinne von Art. 8 Raumplanungsprotokoll) für die staatliche 

und regionale Ebene gefördert? 

Ja  Nein  

 

2. Unterstützt Ihr Land eine verstärkte internationale Zusammenarbeit zwischen den jeweils 

zuständigen Institutionen bei der Festlegung raumbedeutsamer sektoraler Planungen? 

Ja  Nein  

 

3. Wirkt die Zusammenarbeit in den Grenzräumen auf eine Abstimmung der Raumplanung, 

der wirtschaftlichen Entwicklung und der Umwelterfordernisse hin? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? Nennen Sie Beispiele. 
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4. Kreuzen Sie die Form(en) an, welche die Zusammenarbeit am ehesten beschreiben. 

Bilaterale Abkommen  

Multilaterale Abkommen  

Finanzielle Unterstützung  

Fortbildung/Training  

Gemeinsame Projekte  

Sonstige   

Soweit Sie „Sonstige“ angekreuzt haben, nennen Sie Details der Zusammenarbeit. 

 

 

 

 

Erläutern Sie, welche Form(en) der Zusammenarbeit am besten funktioniert (funktionieren) 

und warum.  

 

 

 

 

 

Art. 5 Raumplanungsprotokoll – Berücksichtigung der Ziele in den anderen Politiken 

5. Berücksichtigt Ihre Vertragspartei die Ziele dieses Protokolls auch in den anderen Politiken, 

insbesondere in den Bereichen der Regionalentwicklung, des Siedlungswesens, des Tourismus, 

des Verkehrs, der Land- und Forstwirtschaft, des Umweltschutzes sowie der technischen Infra-

struktureinrichtungen, insbesondere für Wasser und Energie?  

Ja  Nein  
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Art. 6 Raumplanungsprotokoll ‒ Abstimmung der sektoralen Politiken 

6. Bestehen Instrumente zur Abstimmung der sektoralen Politiken, um die nachhaltige Entwick-

lung im Alpenraum zu fördern? 

Ja  Nein  

 

7. Sind die bestehenden Instrumente zur Vermeidung der aus einer einseitigen Raumnutzung 

entstehenden Gefahren geeignet? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Beispiele. 

 

 

 

 

 

Art. 7 Raumplanungsprotokoll – Beteiligung der Gebietskörperschaften 

8. Bestimmt Ihre Vertragspartei die für die Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen den 

unmittelbar betroffenen Institutionen und Gebietskörperschaften am besten geeignete Ebene, 

um eine gemeinsame Verantwortung zu fördern und um sich gegenseitig verstärkende Kräfte 

beim Vollzug der Politiken zur Raumplanung und nachhaltigen Entwicklung sowie der sich 

daraus ergebenden Maßnahmen zu nutzen und zu entwickeln? 

Ja  Nein  

 

9. Werden die unmittelbar betroffenen Gebietskörperschaften in den verschiedenen Stadien der 

Vorbereitung und Umsetzung dieser Politiken und Maßnahmen unter Wahrung ihrer Zuständig-

keit im Rahmen der geltenden staatlichen Ordnung beteiligt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Beispiele.  
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Art. 8 Raumplanungsprotokoll – Erstellung von Plänen und/oder Programmen für die 

Raumplanung und nachhaltige Entwicklung 

10. Beantworten Sie die folgenden Fragen durch Ankreuzen von „Ja“ oder 

„Nein“. 

Ja Nein 

Werden die Vorgaben der nachhaltigen Entwicklung und Raumplanung für 

zusammenhängende Gebiete durch Pläne und/oder Programme der Raumpla-

nung und nachhaltigen Entwicklung festgelegt? 

  

Werden die Pläne und/oder Programme der Raumplanung und/oder der nach-

haltigen Entwicklung im gesamten Alpenraum von den hierfür zuständigen 

Gebietskörperschaften erstellt? 

  

Werden die angrenzenden Gebietskörperschaften bei der Erstellung der Pläne 

und/oder Programme, gegebenenfalls im grenzüberschreitenden Rahmen, be-

teiligt? 

  

Werden die Pläne und/oder Programme der Raumplanung und nachhaltigen 

Entwicklung zwischen den verschiedenen territorialen Ebenen abgestimmt? 

  

Werden vor der Erstellung und Durchführung der Pläne und/oder Programme 

Bestandsaufnahmen und Studien durchgeführt, um die besonderen Merkmale 

der jeweiligen Gebiete zu ermitteln? 

  

Tragen Erstellung und Durchführung von Plänen und/oder Programmen den 

durch die vorangegangenen Bestandsaufnahmen und Studien festgestellten 

Besonderheiten des Gebiets Rechnung? 

  

Erfolgt eine regelmäßige Überprüfung der Pläne und/oder Programme? Geben 

Sie auch an, in welchen Zeitabständen diese Überprüfung stattfindet.  

  

 

 

 

  

 

Art. 9 Raumplanungsprotokoll ‒ Inhalt der Pläne und/oder Programme für Raumpla-

nung und nachhaltige Entwicklung 

In Bezug auf Art. 9 Abs. 3 lit. a), e) und f) sind auch die vom Überprüfungsausschuss 

erarbeiteten „Schlussfolgerungen und Empfehlungen für eine flächensparende Boden-

nutzung“ zu berücksichtigen.  
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11. Beinhalten die Pläne und/oder Programme für die Raumplanung und nach-

haltige Entwicklung auf der am besten geeigneten territorialen Ebene und nach 

Maßgabe der jeweiligen räumlichen Gegebenheiten insbesondere Folgendes im 

Hinblick auf die jeweiligen (unterstrichenen) Überschriften?  

Ja Nein 

Im Hinblick auf die regionale Wirtschaftsentwicklung: 

a. Maßnahmen, welche die ansässige Bevölkerung mit zufrieden stellenden 

Erwerbsmöglichkeiten und mit den für die gesellschaftliche, kulturelle 

und wirtschaftliche Entwicklung erforderlichen Gütern und Dienstleis-

tungen versorgen sowie ihre Chancengleichheit gewährleisten 

  

b. Maßnahmen, welche die wirtschaftliche Vielfalt zur Beseitigung von 

Strukturschwächen und der Gefahren einseitiger Raumnutzung fördern 

  

c. Maßnahmen, welche die Zusammenarbeit zwischen Tourismus, Land- 

und Forstwirtschaft sowie Handwerk insbesondere über arbeitsplatz-

schaffende Erwerbskombinationen verstärken 

  

Im Hinblick auf den ländlichen Raum: 

a. Sicherung der für die Land-, Weide- und Forstwirtschaft geeigneten Flä-

chen 

  

b. Festlegung von Maßnahmen zur Erhaltung und Weiterentwicklung der 

Land- und Forstwirtschaft im Berggebiet 

  

c. Erhaltung und Wiederherstellung der ökologisch und kulturell besonders 

wertvollen Gebiete 

  

d. Festlegung der für Freizeitaktivitäten, die mit anderen Bodennutzungen 

vereinbar sind, benötigten Flächen und Anlagen 

  

e. Festlegung von Gebieten, in denen aufgrund von Naturgefahren die Er-

richtung von Bauten und Anlagen soweit wie möglich auszuschließen ist 

  

Im Hinblick auf den Siedlungsraum: 

a. Angemessene und haushälterische Abgrenzung von Siedlungsgebieten, 

einschließlich der Maßnahmen zur Gewährleistung deren tatsächlicher 

Bebauung 

  

b. Sicherung der erforderlichen Standorte für wirtschaftliche und kulturelle 

Tätigkeiten, für Versorgung sowie für Freizeitaktivitäten 

  

c. Festlegung von Gebieten, in denen aufgrund von Naturgefahren die Er-

richtung von Bauten und Anlagen soweit wie möglich auszuschließen ist 
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d. Erhaltung und Gestaltung von innerörtlichen Grünflächen und von Nah-

erholungsräumen am Rand der Siedlungsgebiete 

  

e. Begrenzung des Zweitwohnungsbaus   

f. Ausrichtung und Konzentration der Siedlungen an den Achsen der Infra-

strukturen des Verkehrs und/oder angrenzend an bestehender Bebauung 

  

g. Erhaltung der charakteristischen Siedlungsformen   

h. Erhaltung und Wiederherstellung der charakteristischen Bausubstanz   

Im Hinblick auf den Natur- und Landschaftsschutz: 

a. Ausweisung von Gebieten für Natur- und Landschaftsschutz sowie von 

Sektoren für den Schutz der Gewässer und anderer natürlicher Lebens-

grundlagen 

  

b. Ausweisung von Ruhezonen und sonstigen Gebieten, in denen Bauten 

und Anlagen sowie andere störende Tätigkeiten eingeschränkt oder un-

tersagt sind 

  

Im Hinblick auf den Verkehr: 

a. Maßnahmen zur Verbesserung der regionalen und überregionalen Er-

schließung 

  

b. Maßnahmen zur Förderung der Benutzung umweltverträglicher Ver-

kehrsmittel 

  

c. Maßnahmen zur Verstärkung der Koordinierung und der Zusammenar-

beit der Verkehrsmittel 

  

d. Maßnahmen zur Verkehrsberuhigung und gegebenenfalls zur Einschrän-

kung des motorisierten Verkehrs 

  

e. Maßnahmen zur Verbesserung des Angebots öffentlicher Verkehrsmittel 

für die ansässige Bevölkerung und Gäste 

  

 

Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen zu Frage 11: 
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Art. 10 Raumplanungsprotokoll ‒ Verträglichkeit der Projekte 

12. Wurden die notwendigen Voraussetzungen für die Prüfung der direkten und indirekten 

Auswirkungen von Projekten, welche die Natur, die Landschaft, die bauliche Substanz und den 

Raum wesentlich und nachhaltig beeinflussen können, geschaffen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie?  

 

 

 

 

 

13. Wird den Lebensverhältnissen der ansässigen Bevölkerung (insbesondere ihren Belangen 

im Bereich der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Entwicklung) bei dieser Prüfung 

Rechnung getragen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie?  

 

 

 

 

 

14. Wird das Ergebnis dieser Prüfung der direkten und indirekten Auswirkungen von Projekten 

bei der Entscheidung über die Genehmigung oder Durchführung der Projekt-Vorhaben berück-

sichtigt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? 
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15. Erfolgt eine rechtzeitige Benachrichtigung der zuständigen Stellen einer benachbarten Ver-

tragspartei, wenn sich ein Vorhaben auf Raumplanung und nachhaltige Entwicklung sowie auf 

die Umweltbedingungen dieser Vertragspartei auswirkt? (Eine rechtzeitige Benachrichtigung in 

diesem Sinne liegt nur dann vor, wenn die Information so frühzeitig erfolgt, dass eine Prüfung 

und Stellungnahme durch die betroffene Vertragspartei möglich ist und die Stellungnahme in 

den Entscheidungsprozess einbezogen werden kann.) 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie beispielhaft einen oder mehrere Fälle, in denen eine rechtzeitige Benach-

richtigung erfolgte. Geben Sie auch an, ob und wie eine daraufhin eventuell erfolgte Stellung-

nahme berücksichtigt wurde.  

 

 

 

 

 

16. Wurde Ihr Land von benachbarten Vertragsparteien rechtzeitig benachrichtigt, wenn sich ein 

von diesen durchgeführtes Vorhaben auf die Raumplanung und nachhaltige Entwicklung sowie 

auf die Umweltbedingungen in ihrem Land auswirkt bzw. voraussichtlich auswirkt? (Eine recht-

zeitige Benachrichtigung in diesem Sinne liegt nur dann vor, wenn die Information so frühzeitig 

erfolgt, dass eine Prüfung und Stellungnahme durch die betroffene Vertragspartei möglich ist 

und die Stellungnahme in den Entscheidungsprozess einbezogen werden kann.) 

Ja  Nicht immer  Nein  

Wenn ja, nennen Sie ein Beispiel. Wenn Sie „Nein“ oder „Nicht immer“ angekreuzt haben, nen-

nen Sie den oder die Fälle, in denen Ihr Land nicht informiert wurde, unter Angabe der jeweili-

gen Vertragspartei und des ungefähren Zeitpunkts, zu dem das Vorhaben, anlässlich dessen kei-

ne Information stattfand, durchgeführt wurde. 
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Art. 11 Raumplanungsprotokoll ‒ Ressourcennutzung, Leistungen im öffentlichen Inte-

resse, natürliche Produktionserschwernisse und Nutzungseinschränkungen der Res-

sourcen 

17. Wurde geprüft, inwieweit im Rahmen des nationalen Rechts:  Ja Nein 

a. Nutzer alpiner Ressourcen veranlasst werden können, marktgerechte 

Preise zu zahlen, die die Kosten der Bereitstellung der genannten Res-

sourcen in ihren wirtschaftlichen Wert einbeziehen? 

  

b. die im öffentlichen Interesse erbrachten Leistungen abgegolten werden 

können? 

  

c. die als Folge natürlicher Produktionserschwernisse benachteiligten 

Wirtschaftstätigkeiten, insbesondere der Land- und Forstwirtschaft, ei-

ne angemessene Abgeltung erhalten können? 

  

 

d. zusätzlich erhebliche Einschränkungen der umweltverträglichen Wirt-

schaftsnutzung des Naturraumpotentials auf der Grundlage von Rechts-

vorschriften oder Verträgen angemessen vergütet werden können? 

  

 

Art. 12 Raumplanungsprotokoll ‒ Finanz- und wirtschaftspolitische Maßnahmen 

18. Wurde geprüft, inwieweit die mit diesem Protokoll angestrebte nachhaltige 

Entwicklung des Alpenraums durch folgende Maßnahmen unterstützt werden 

kann?  

Ja Nein 

a. Ausgleichsmaßnahmen zwischen Gebietskörperschaften auf geeigneter 

Ebene 

  

b. Neuausrichtung der Politiken für traditionelle Sektoren und zweckmä-

ßiger Einsatz der bestehenden Fördermittel 

  

c. Unterstützung grenzüberschreitender Projekte   

 

 

19. Wurden/werden die Auswirkungen bestehender und zukünftiger Finanz- und wirtschafts-

politischer Maßnahmen auf die Umwelt und den Raum geprüft? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wird sodann denjenigen Maßnahmen Vorrang eingeräumt, die mit dem Schutz der 

Umwelt und mit den Zielen der nachhaltigen Entwicklung vereinbar sind? 

Ja  Nein  
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Wenn ja, nennen Sie Beispiele 

 

 

 

 

 

Art. 13 Raumplanungsprotokoll – Weitergehende Maßnahmen 

20. Wurden weitergehende Maßnahmen getroffen als im Protokoll vorgesehen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Raumplanungsprotokolls 

21. Gab oder gibt es Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Protokolls?  

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  
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Beurteilung der Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen 

22. Beurteilen Sie die Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen!  

 

 

 

 

 

 

Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen: 
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B. Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 im 

Bereich Bodenschutz (Protokoll vom 16.10.1998)  

Art. 2 Bodenschutzprotokoll ‒ Grundverpflichtungen 

1. Wird im Rahmen der rechtlichen und administrativen Maßnahmen den Schutzaspekten der 

Vorrang vor Nutzungsaspekten eingeräumt, wenn eine Gefahr der schwerwiegenden und 

nachhaltigen Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der Böden besteht?  

Ja  Nein  

Wenn ja, wie wird dies sichergestellt? Nennen Sie auch die entsprechenden Vorschriften. 

 

 

 

 

 

2. Wurde geprüft, inwieweit die zur Umsetzung dieses Protokolls angestrebten Boden-

schutzmaßnahmen mit fiskalischen und/oder finanziellen Maßnahmen unterstützt werden 

können? 

Ja  Nein  

Wenn ja, was war das Ergebnis? 

 

 

 

 

 

3. Werden Maßnahmen, die mit einer sparsamen und umweltschonenden Bodennutzung in 

Einklang stehen, besonders unterstützt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? 
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Art. 3 Bodenschutzprotokoll – Berücksichtigung der Ziele in den anderen Politiken 

4. Berücksichtigt Ihre Vertragspartei die Ziele dieses Protokolls auch in den anderen Politiken 

und insbesondere in den Bereichen Raumordnung, Siedlungs- und Verkehrswesen, Energiewirt-

schaft, Land- und Forstwirtschaft, Rohstoffgewinnung, Industrie, Gewerbe, Tourismus, Natur-

schutz und Landschaftspflege, Wasser- und Abfallwirtschaft und Luftreinhaltung?  

Ja  Nein  

 

Art. 4 Bodenschutzprotokoll – Beteiligung der Gebietskörperschaften 

5. Bestimmt Ihre Vertragspartei die für die Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen den 

unmittelbar betroffenen Institutionen und Gebietskörperschaften am besten geeignete Ebene, 

um eine gemeinsame Verantwortung zu fördern und um sich gegenseitig verstärkende Kräfte 

beim Vollzug der Politiken des Bodenschutzes sowie der sich daraus ergebenden Maßnahmen 

zu nutzen und zu entwickeln?  

Ja  Nein  

 

6. Werden die unmittelbar betroffenen Gebietskörperschaften in den verschiedenen Stadien der 

Vorbereitung und Umsetzung dieser Politiken und Maßnahmen unter Wahrung ihrer Zuständig-

keit im Rahmen der geltenden staatlichen Ordnung beteiligt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Beispiele.  

 

 

 

 

 

Art. 5 Bodenschutzprotokoll ‒ Internationale Zusammenarbeit 

7. In welchen der folgenden Bereiche wird eine verstärkte internationale Zusammenarbeit 

zwischen den jeweils zuständigen Institutionen unterstützt? 

Erstellung von Bodenkatastern  

Bodenbeobachtung  



 

 41 

 

Ausweisung und Überwachung von Bodenschutz- und Bodenbelastungsgebieten  

Ausweisung und Überwachung von Gefahrenzonen  

Bereitstellung und Harmonisierung von Datengrundlagen  

Koordinierung der alpenbezogenen Bodenschutzforschung  

Gegenseitige Berichterstattung  

 

8. Kreuzen Sie die Form(en) an, welche die Zusammenarbeit am besten beschreiben. 

Bilaterale Abkommen  

Multilaterale Abkommen  

Finanzielle Unterstützung  

Fortbildung/Training  

Gemeinsame Projekte  

Sonstige   

 

Soweit Sie „Sonstige“ angekreuzt haben, nennen Sie Details der Zusammenarbeit. 

 

 

 

 

Erläutern Sie, welche Form(en) der Zusammenarbeit am besten funktioniert (funktionieren) 

und warum. 
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Art. 6 Bodenschutzprotokoll ‒ Gebietsausweisungen 

9. Werden bei der Ausweisung von Schutzgebieten auch schützenswerte Böden einbezogen?  

Ja  Nein  

Werden dabei auch Boden- und Felsbildungen von besonders charakteristischer Eigenart 

oder von besonderer Bedeutung für die Dokumentation der Erdgeschichte erhalten? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Beispiele. 

 

 

 

 

 

Art. 7 Bodenschutzprotokoll ‒ Sparsamer und schonender Umgang mit Böden 

Es sind auch die vom Überprüfungsausschuss erarbeiteten „Schlussfolgerungen und 

Empfehlungen für eine flächenschonende Bodennutzung“ zu berücksichtigen. 

10. Werden die Belange des Bodenschutzes, insbesondere der sparsame Umgang mit Grund 

und Boden bei der Erstellung und Umsetzung der Raumplanungspläne und/oder  

-programme berücksichtigt? 

Ja  Nein  

 

11. Wird die Siedlungsentwicklung bevorzugt auf den Innenbereich konzentriert, um das 

Siedlungswachstum nach außen zu begrenzen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie die entsprechenden Vorschriften/Verfahren. 
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12. Wird dem Bodenschutz und dem begrenzten Flächenangebot im alpinen Raum bei der 

Prüfung der Raum- und Umweltverträglichkeit von Großvorhaben im Industrie-, Bau- und 

Infrastrukturbereich (insbesondere Projekten des Verkehrs, der Energie und des Tourismus) 

Rechnung getragen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie die entsprechenden Vorschriften/Verfahren. 

 

 

 

 

 

13. Werden nicht mehr genutzte oder beeinträchtigte Böden, insbesondere Abfalldeponien, 

Bergwerkshalden, Infrastrukturen, Skipisten renaturiert oder rekultiviert, soweit die natürli-

chen Gegebenheiten dies zulassen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie die entsprechenden Vorschriften/Verfahren. 

 

 

 

 

 

Art. 8 Bodenschutzprotokoll ‒ Sparsame Verwendung und bodenschonender Abbau von 

Bodenschätzen 

14. Wird für einen sparsamen Umgang mit Bodenschätzen gesorgt? 

Ja  Nein  

 

15. Werden zur Schonung der Bodenschätze vorzugsweise geeignete Ersatzstoffe verwendet?  

Ja  Nein  
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16. Werden die Möglichkeiten der Wiederverwertung ausgeschöpft und deren Entwicklung 

gefördert? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie die Materialien, die zur Schonung der Bodenschätze der Wiederver-

wendung/dem Recycling zugeführt werden. 

 

 

 

 

 

17. Werden die Belastungen der anderen Bodenfunktionen bei Abbau, Aufbereitung und 

Nutzung von Bodenschätzen möglichst gering gehalten? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie?  

 

 

 

 

 

18. Wird in zum Schutz der Bodenfunktionen besonders bedeutsamen Gebieten und in aus-

gewiesenen Gebieten zur Trinkwassergewinnung auf den Abbau von Bodenschätzen verzich-

tet? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? Nennen Sie die entsprechenden Vorschriften. 
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Art. 9 Bodenschutzprotokoll ‒ Erhaltung der Böden in Feuchtgebieten und Mooren 

19. Wird sichergestellt, dass Hoch- und Flachmoore erhalten bleiben?  

Ja  Nein  

Wenn ja, wie?  

 

 

 

 

 

20. Wird Torf abgebaut? 

Ja  Nein  

 

21. Bestehen konkrete Pläne, die Verwendung von Torf vollständig zu ersetzen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? 

 

 

 

 

 

22. Werden Entwässerungsmaßnahmen in Feuchtgebieten und Mooren außer in begründeten 

Ausnahmefällen auf die Pflege bestehender Netze begrenzt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, in welchen Ausnahmefällen sind Entwässerungsmaßnahmen in Feuchtgebieten und 

Mooren noch zulässig? 
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23. Werden Rückbaumaßnahmen bei bestehenden Entwässerungen gefördert? 

Ja  Nein  

 

24. Werden Moorböden genutzt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, werden sie derart bewirtschaftet, dass ihre Eigenart erhalten bleibt?  

 

 

 

 

 

Art. 10 und 11 Bodenschutzprotokoll ‒ Ausweisung und Behandlung gefährdeter und 

erosionsgefährdeter Gebiete 

25. Werden Alpengebiete, die durch geologische, hydrogeologische und hydrologische Risi-

ken, wie insbesondere Massenbewegungen (Hangbewegungen, Murenbildungen, Erdfälle), 

Lawinen und Überschwemmungen gefährdet sind, kartiert und in Kataster aufgenommen?  

Ja  Nein  

Werden dabei, soweit erforderlich, Gefahrenzonen ausgewiesen?  

Ja  Nein  

Werden dabei auch seismische Risiken ausgewiesen bzw. berücksichtigt? 

Ja  Nein  

 

26. Werden die durch flächenhafte Erosion betroffenen Alpengebiete nach vergleichbaren 

Kriterien zur Quantifizierung der Erosion von Böden kartiert und in Bodenkataster aufge-

nommen? 

Ja  Nein  

Bei welchen Behörden/Institutionen liegen die Karten? 
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27. Werden in gefährdeten Gebieten möglichst naturnahe Ingenieurtechniken angewendet? 

Ja  Nein  

 

28. Werden in gefährdeten Gebieten geeignete Waldbaumaßnahmen durchgeführt? 

Ja  Nein  

 

29. Werden erosions- und rutschungsgeschädigte Flächen saniert, soweit dies der Schutz des 

Menschen und von Sachgütern erfordert? 

Ja  Nein  

 

30. Werden bei Maßnahmen zur Eindämmung der Erosion durch Gewässer und zur Minde-

rung des Oberflächenabflusses vorzugsweise naturnahe wasserwirtschaftliche, ingenieurbau-

liche und forstwirtschaftliche Techniken eingesetzt? 

Ja  Nein  

 

Art. 12 Bodenschutzprotokoll ‒ Land-, Weide- und Forstwirtschaft 

 

31. Gibt es rechtliche Grundlagen, die eine gute, an die örtlichen Verhältnisse angepasste 

ackerbauliche, weidewirtschaftliche und forstwirtschaftliche Praxis zum Schutz vor Erosion 

und schädigenden Bodenverdichtungen vorschreiben? 

Ja  Nein  

 

32. Wurden gemeinsam mit anderen Vertragsparteien Maßstäbe für eine gute fachliche Pra-

xis im Hinblick auf Stoffeinträge durch die Anwendung von Dünge- und Pflanzenschutzmit-

teln entwickelt und umgesetzt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Details. 
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33. Welche der folgenden Mittel/Stoffe werden auf Alpflächen genutzt? (Kreuzen Sie das 

Zutreffende an.) 

Mineralische Düngemittel  

Synthetische Pflanzenschutzmittel  

Klärschlamm  

Soweit alle oder einige der genannten Mittel verwendet werden, wurde deren Nutzung im 

Berichtszeitraum verringert? 

Ja  Nein  

 

Art. 13 Bodenschutzprotokoll ‒ Waldbauliche und sonstige Maßnahmen 

34. Werden Bergwälder, die in hohem Maß den eigenen Standort oder vor allem Siedlungen, 

Verkehrsinfrastrukturen, landwirtschaftliche Kulturflächen und Ähnliches schützen, an Ort 

und Stelle erhalten? 

Ja  Nein  

 

35. Wird der Schutzwirkung von Bergwäldern eine Vorrangstellung eingeräumt und deren 

forstliche Behandlung am Schutzziel orientiert? 

Ja  Nein  

 

36. Wird der Wald so genutzt und gepflegt, dass Bodenerosion und schädliche Bodenver-

dichtungen vermieden werden?  

Ja  Nein  

 

37. Wird der standortgerechte Waldbau und die natürliche Waldverjüngung zum Zwecke der 

Vermeidung von Bodenerosion und schädlicher Bodenverdichtung gefördert? 

Ja  Nein  
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Art. 14 Bodenschutzprotokoll ‒ Auswirkungen touristischer Infrastrukturen 

38. Wurden für den Bau und die Planierung von Skipisten in Wäldern mit Schutzfunktion 

Genehmigungen erteilt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, enthielten die Genehmigungen die Auflage, Ausgleichsmaßnahmen durchzuführen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie die Genehmigungen und die darin vorgesehenen Ausgleichsmaßnah-

men. 

 

 

 

 

 

39. Wurden für den Bau und die Planierung von Skipisten in labilen Gebieten Genehmigun-

gen erteilt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche? 

 

 

 

 

 

40. Wurden nach Inkrafttreten des Bodenschutzprotokolls chemische und biologische Zusät-

ze für die Pistenpräparierung zugelassen? 

Ja  Nein  
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Wurde die Umweltverträglichkeit der zugelassenen chemischen und biologischen Zusätze 

nachgewiesen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie die Institution(en), welche die Umweltverträglichkeit nachgewiesen hat 

(haben). 

 

 

 

 

 

41. Wurden bedeutende Schäden an Böden und Vegetation im Pistenbereich festgestellt? 

Ja  Teilweise  Nein  

Wenn ja oder teilweise, wurden Maßnahmen zur Wiederherstellung ergriffen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie die Schäden sowie die ergriffenen Maßnahmen. 

 

 

 

 

 

Art. 15 und 16 Bodenschutzprotokoll ‒ Begrenzung von Schadstoffeinträgen und Mini-

mierung von Streumitteln 

42. Was wurde unternommen, um den Schadstoffeintrag in die Böden über Luft, Wasser, 

Abfälle und umweltbelastende Stoffe soweit wie möglich und vorsorglich zu verringern? 
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43. Wurden beim Umgang mit gefährlichen Stoffen technische Regelungen getroffen, Kon-

trollen vorgesehen sowie Forschungsprogramme und Aufklärungsmaßnahmen durchgeführt, 

um eine Kontamination von Böden zu vermeiden? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche? 

 

 

 

 

 

44. Wird seit Inkrafttreten des Protokolls noch Salz als Streumittel genutzt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, ist dessen Ablösung durch abstumpfende und weniger kontaminierende Mittel vor-

gesehen? 

Ja  Nein  

Nennen Sie Details. 

 

 

 

 

 

Art. 17 Bodenschutzprotokoll ‒ Kontaminierte Böden, Altlasten, Abfallkonzepte 

45. Sind Altlasten oder Altlastenverdachtsfälle bekannt? 

Ja   Nein   

Wenn ja, wurden diese erhoben und katalogisiert? 

Ja  Nein  

Wenn ja, bei welchen Behörden/Institutionen sind die Altlastenkataster angesiedelt? 
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46. Soweit Altlasten oder Altlastenverdachtsfälle bekannt sind, werden diese zur Abschät-

zung des Gefahrenpotentials mit Methoden, die mit denen anderer Vertragsparteien ver-

gleichbar sind, untersucht? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie die Methoden unter Bezugnahme auf deren Vergleichbarkeit. 

 

 

 

 

 

47. Wurden Abfallkonzepte zur Vermeidung einer Kontamination der Böden sowie zur um-

weltverträglichen Vorbehandlung, Behandlung und Ablagerung von Abfällen und Reststof-

fen erstellt und umgesetzt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie die Konzepte. 

 

 

 

 

 

48. Wurden Dauerbeobachtungsflächen für ein alpenweites Netz zur Bodenbeobachtung ein-

gerichtet? 

Ja  Nein  
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49. Wird die nationale Bodenbeobachtung mit den Umweltbeobachtungseinrichtungen in den 

Bereichen Luft, Wasser, Flora und Fauna koordiniert? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? 

 

 

 

 

 

Art. 18 Bodenschutzprotokoll ‒ Weitergehende Maßnahmen 

50. Wurden weitergehende Maßnahmen getroffen als im Protokoll vorgesehen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Bodenschutzprotokolls 

51. Gab oder gibt es Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Protokolls?  

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  
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Beurteilung der Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen 

52. Beurteilen Sie die Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen! 

 

 

 

 

 

 

 

Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen: 
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C. Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 im 

Bereich Naturschutz und Landschaftspflege (Protokoll vom 

20.12.1994)  

Art. 3 Naturschutzprotokoll ‒ Internationale Zusammenarbeit 

1. In welchen der folgenden Bereiche wird eine verstärkte internationale Zusammenarbeit 

zwischen den jeweils zuständigen Institutionen unterstützt? (Kreuzen Sie das Zutreffende an.) 

Kartierung  

Ausweisung, Pflege und Überwachung von Schutzgebieten und sonstigen schützens-

werten Elementen von Natur- und Kulturlandschaft 

 

Biotopvernetzung  

Aufstellung von Konzepten, Programmen/Plänen der Landschaftsplanung  

Vermeidung/Ausgleich von Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft  

Systematische Beobachtung von Natur und Landschaft  

Forschung  

Sonstige Maßnahmen zum Schutz von wildlebenden Tier- und Pflanzenarten, ihrer 

Vielfalt und ihrer Lebensräume einschließlich der Festlegung vergleichbarer Kriterien 

 

 

2. Kreuzen Sie die Form(en) an, welche die Zusammenarbeit am besten beschreiben. 

Bilaterale Abkommen  

Multilaterale Abkommen  

Finanzielle Unterstützung  

Fortbildung/Training  

Gemeinsame Projekte  

Sonstige   

Soweit Sie „Sonstige“ angekreuzt haben, nennen Sie Details der Zusammenarbeit. 
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Erläutern Sie, welche Form(en) der Zusammenarbeit am besten funktioniert (funktionieren) 

und warum. 

 

 

 

 

 

3. Fördert Ihre Vertragspartei die grenzüberschreitende Zusammenarbeit im Naturschutz und 

in der Landschaftspflege auf regionaler und lokaler Ebene? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche? 

 

 

 

 

 

4. Erfolgt bei nutzungsbeschränkenden Auflagen im Sinne der Ziele des Protokolls eine Ab-

stimmung der Rahmenbedingungen mit anderen Vertragsparteien? 

Ja  Nein  Nicht relevant  

Nennen Sie Details. 
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Art. 4 Naturschutzprotokoll – Berücksichtigung der Ziele in den anderen Politiken 

5. Berücksichtigt Ihre Vertragspartei die Ziele dieses Protokolls auch in den anderen Politiken, 

insbesondere in den Bereichen Raumplanung und Siedlungswesen, Luftreinhaltung, Boden-

schutz, Sicherung des Wasserhaushalts und der Wasserqualität, Tourismus, Landwirtschaft, 

Forstwirtschaft, Verkehr, Energiewirtschaft, Gewerbe und Industrie, Abfallwirtschaft sowie in 

den Bereichen Bildung, Erziehung, Forschung und Information?  

Ja  Nein  

 

Art. 5 Naturschutzprotokoll – Beteiligung der Gebietskörperschaften 

6. Bestimmt Ihre Vertragspartei die für die Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen den 

unmittelbar betroffenen Institutionen und Gebietskörperschaften am besten geeignete Ebene, 

um eine gemeinsame Verantwortung zu fördern und um sich gegenseitig verstärkende Kräfte 

beim Vollzug der Politiken des Naturschutzes und der Landschaftspflege sowie der sich daraus 

ergebenden Maßnahmen zu nutzen und zu entwickeln?  

Ja  Nein  

 

7. Werden die unmittelbar betroffenen Gebietskörperschaften in den verschiedenen Stadien der 

Vorbereitung und Umsetzung dieser Politiken und Maßnahmen unter Wahrung ihrer Zuständig-

keit im Rahmen der geltenden staatlichen Ordnung beteiligt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Beispiele.  
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Art. 6 Naturschutzprotokoll – Bestandsaufnahmen 

Anmerkung: Die folgende Frage ist nur zu beantworten, wenn das Protokoll bereits seit 

mehr als drei Jahren in Ihrem Land in Kraft ist. 

Die Vertragsparteien können einen Anhang mit zusätzlichen Informationen beifügen.  

8. Wurde die Situation des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu den im folgenden 

aufgezählten Sachverhalten (entsprechend Anhang I inklusive der dort aufgezählten Unter-

punkte) dargelegt? Bezeichnen Sie die Bestandsaufnahme sowie das Datum von deren erstma-

liger Erstellung bzw. letzter Fortschreibung 

Sachverhalte laut Anhang I Bestandsaufnahme Datum der Erstellung bzw. 

letzten Fortschreibung 

„1. Bestandssituation wildleben-

der Pflanzen- und Tierarten und 

ihrer Biotope“ 

  

„2. Geschützte Flächen (Fläche, 

Anteile am Gesamtraum, Schutz-

zweck, Schutzinhalte, Nutzungen, 

Nutzungsverteilung, Eigentums-

verhältnisse)“ 

  

„3. Organisation des Naturschut-

zes und der Landschaftspflege 

(Aufbau, Zuständigkei-

ten/Tätigkeiten, personelle und 

finanzielle Ausstattung)“ 

  

„4. Rechtsgrundlagen (auf den 

jeweils zuständigen Ebenen)“ 

 

  

„5. Naturschutzaktivitäten (Ge-

samtüberblick)“ 

  

„6. Öffentlichkeitsarbeit (staat-

lich/ehrenamtlich)“ 

  

„7. Schlussfolgerungen, empfoh-

lene Maßnahmen“ 
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Art. 7 Naturschutzprotokoll – Landschaftsplanung 

Anmerkung: Die folgenden Fragen zu Art. 7 sind nur zu beantworten, wenn das Proto-

koll bereits seit mehr als fünf Jahren in Ihrem Land in Kraft ist. 

9. Existieren Konzepte, Programme und/oder Pläne, in denen die Erfordernisse und Maßnah-

men zur Verwirklichung der Ziele des Naturschutzes und Landschaftspflege für den Alpen-

raum festgelegt werden? 

Ja  Nein  

Nennen Sie Details. 

 

 

 

 

 

10. Soweit Konzepte, Programme und/oder Pläne vorhanden oder in Vorbereitung sind, ent-

halten Sie Darstellungen der folgenden Elemente? 

a) Vorhandener Zustand von Natur und Landschaft und seiner Bewertung  

b) Darstellung des angestrebten Zustands von Natur und Landschaft und der dazu 

erforderlichen Maßnahmen, insbesondere: 

 

- Allgemeine Schutz-, Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen  

- Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung bestimmter Teile von 

Natur und Landschaft 

 

- Maßnahmen zum Schutz und zur Pflege wildlebender Tier- und Pflanzenarten  

 

Art. 8 Naturschutzprotokoll – Planung 

11. Findet eine Koordinierung von Landschaftsplanung und Raumplanung statt? 

Ja, in erheblichem Umfang   

Ja, in geringem Umfang   

Nein  
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Soweit eine Koordinierung von Landschaftsplanung und Raumplanung stattfindet, nennen Sie 

Details. 

 

 

 

 

 

Art. 9 Naturschutzprotokoll – Eingriffe in Natur und Landschaft 

12. Wurden die Voraussetzungen dafür geschaffen, dass für private und öffentliche Maß-

nahmen und Vorhaben, welche Natur und Landschaft erheblich oder nachhaltig beeinträchti-

gen können, die direkten und indirekten Auswirkungen auf den Naturhaushalt und das Land-

schaftsbild überprüft werden? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche Vorhaben müssen einer Prüfung unterzogen werden? 

 

 

 

 

 

13. Hat das Ergebnis der Prüfung von privaten und öffentlichen Maßnahmen und Vorhaben, 

welche Natur und Landschaft erheblich oder nachhaltig beeinträchtigen können, Einfluss auf 

die Zulassung/Verwirklichung der Vorhaben? 

Ja  Nein  

 

14. Ist sichergestellt, dass vermeidbare Beeinträchtigungen unterbleiben?  

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? Nennen Sie auch die entsprechenden Vorschriften. 
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15. Sieht das nationale Recht verpflichtende Ausgleichmaßnahmen für unvermeidbare Beein-

trächtigungen vor?  

Ja  Nein  

Wenn ja, welche? Nennen Sie auch die entsprechenden Vorschriften. 

 

 

 

 

 

16. Werden nicht ausgleichbare Beeinträchtigungen zugelassen?  

Ja  Nein  

Wenn ja, unter welchen Voraussetzungen? Nennen Sie auch die entsprechenden Vorschrif-

ten. 

 

 

 

 

 

Art. 10 Naturschutzprotokoll – Grundschutz 

17. Verringert Ihre Vertragspartei die Belastungen und Beeinträchtigungen von Natur und 

Landschaft unter Mitberücksichtigung der Interessen der ansässigen Bevölkerung? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Details.  
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18. Werden geeignete Maßnahmen zur Erhaltung und Wiederherstellung besonderer natürlicher 

und naturnaher Landschaftsstrukturelemente, Biotope, Ökosysteme und traditioneller Kulturland-

schaften getroffen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche? 

 

 

 

 

 

19. Existieren Vereinbarungen mit Grundeigentümern oder Bewirtschaftern land- bzw. forstwirt-

schaftlich genutzter Flächen, um Schutz, Erhaltung und Pflege von naturnahen und schützenswer-

ten Biotopen zu erreichen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Details. 

 

 

 

 

 

20. Werden Förder- und Unterstützungsmaßnahmen für die Land- und Forstwirtschaft (und ande-

re Flächennutzer) für das Erreichen der Ziele des Protokolls eingesetzt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Details. 
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Art. 11 Naturschutzprotokoll ‒ Schutzgebiete 

Es sind auch die vom Überprüfungsausschuss erarbeiteten „Handlungsempfehlungen 

für eine konsistente alpenweite Anwendung des Artikels 11(1) des Protokolls Natur-

schutz und Landschaftspflege“ zu berücksichtigen. 

21. Welche der folgenden Maßnahmen wurden im Berichtszeitraum getroffen? (Kreuzen Sie 

das Zutreffende an.) 

Bestehende Schutzgebiete wurden im Sinne ihres Schutzzweckes erhalten und ge-

pflegt 

 

Neue Schutzgebiete wurden ausgewiesen  

Bestehende Schutzgebiete wurden erweitert  

Soweit sich die Situation geändert hat, geben Sie Details an (Name des Schutzgebietes, natio-

nale bzw. IUCN-Schutzgebietskategorie, FFH- oder Vogelschutzrichtlinie, geographische 

Lage, Größe, Zonierung, Datum der Ausweisung/Erweiterung). Soweit erforderlich, kann die 

Vertragspartei einen Anhang mit ergänzenden Informationen beifügen. 

 

 

 

 

 

22. Welche Maßnahmen wurden getroffen, um Beeinträchtigungen oder Zerstörungen von 

Schutzgebieten im Alpenraum (im eigenen Land oder einem anderen) zu verhindern? 
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23. Wurden Schon- und Ruhezonen eingerichtet, die wildlebenden Tier- und Pflanzenarten 

Vorrang vor anderen Interessen garantieren? 

Ja  Nein  

Nennen Sie Details. 

 

 

 

 

 

24. Wurde geprüft, inwieweit besondere Leistungen der ansässigen Bevölkerung nach natio-

nalem Recht zu entschädigen sind?  

Ja  Nein  

Wenn ja, was war das Prüfergebnis und wurden daraufhin entsprechende Maßnahmen ergrif-

fen? 
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Art. 12 Naturschutzprotokoll – Ökologischer Verbund 

25. Hat Ihre Vertragspartei geeignete Maßnahmen getroffen, um: 

a. einen nationalen Verbund ausgewiesener Schutzgebiete, Biotope und anderer ge-

schützter und schützenswerter Objekte zu schaffen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Details. 

 

 

 

b. einen grenzüberschreitenden Verbund ausgewiesener Schutzgebiete, Biotope und 

anderer geschützter und schützenswerter Objekte zu schaffen? 

Ja  Nein  

c. Wenn ja, nennen Sie Details. 

 

 

26. Erfolgt eine Abstimmung der Ziele und Maßnahmen für grenzüberschreitende Schutzge-

biete? Streichung der Frage 18, da sie aufgrund der Formulierung von Art. 10(2), letzter Satz 

des Naturschutzprotokolls als nicht so relevant angesehen wird 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? (Kreuzen Sie das Zutreffende an.) 

Durch bilaterale Diskussionen/Austausch  

Durch multilaterale Diskussionen/Austausch  

Durch projektbezogene Abstimmung der Ziele und Maßnahmen  

Sonstiges  
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Nennen Sie Details. 

 

 

 

 

 

Art. 13 Naturschutzprotokoll – Schutz von Biotoptypen 

27. Wurden Maßnahmen ergriffen, um natürliche und naturnahe Biotoptypen dauerhaft in 

ausreichendem Umfang und funktionsgerechter räumlicher Verteilung zu erhalten? 

Ja  Nein  

Nennen Sie Details. 

 

 

 

 

 

 

 

28. Wird die Renaturierung beeinträchtigter Lebensräume gefördert? 

Ja  Nein  

Nennen Sie Details. 
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Anmerkung: Die folgende Frage ist nur zu beantworten, wenn das Protokoll bereits seit 

mehr als zwei Jahren in Ihrem Land in Kraft ist.  

29. Wurden zur Erstellung alpenweiter Listen die Biotoptypen benannt, für die Maßnahmen zu 

ergreifen sind, um natürliche und naturnahe Biotoptypen dauerhaft in ausreichendem Umfang 

und funktionsgerechter räumlicher Verteilung zu erhalten? 

Ja*  Nein  

Wenn ja, wann wurden die Biotoptypen benannt? 

 

 

 

 

* Die Liste mit den benannten Biotoptypen ist beizufügen. 

 

Art. 14 Naturschutzprotokoll – Artenschutz 

30. Wurden Maßnahmen ergriffen, um einheimische wildlebende Tier- und Pflanzenarten in ihrer 

Vielfalt mit ausreichenden Populationen und genügend großen Lebensräumen zu erhalten? 

Ja  Nein  

Nennen Sie Details. 

 

 

 

 

 

Anmerkung: Die folgende Frage ist nur zu beantworten, wenn das Protokoll bereits seit 

mehr als zwei Jahren in Ihrem Land in Kraft ist. 

31. Wurden für die Erstellung alpenweiter Listen diejenigen Arten benannt, für die aufgrund 

ihrer spezifischen Gefährdung besondere Schutzmaßnahmen notwendig sind? 

Ja*  Nein  

Wenn ja, wann?  

* Die Liste mit den benannten gefährdeten Arten ist beizufügen. 
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Art. 15 Naturschutzprotokoll – Entnahme- und Handelsverbote  

32. Existieren Rechtsvorschriften, welche das Folgende verbieten?  Ja Nein 

Bestimmte Tierarten zu fangen, in Besitz zu nehmen, zu verletzen, zu 

töten und insbesondere während der Brut-, Aufzucht- und Überwinte-

rungszeiten zu stören 

  

Jede Zerstörung, Entnahme und Aufbewahrung von Eiern aus der Natur   

Den Besitz, das Anbieten, den Kauf und Verkauf von aus der Natur ent-

nommenen Exemplaren bestimmter Tierarten oder von Teilen davon 

  

Das Pflücken, Sammeln, Abschneiden, Ausgraben oder Ausreißen be-

stimmter Pflanzen oder ihrer Teile am natürlichen Standort 

  

Den Besitz, das Anbieten, den Kauf und Verkauf von aus der Natur ent-

nommenen Exemplaren bestimmter Pflanzen 

  

Wenn ja, welche? Nennen Sie die Regelungen. 

 

 

 

 

 

Anmerkung: Die folgende Frage ist nur zu beantworten, wenn das Protokoll bereits seit 

mehr als zwei Jahren in Ihrem Land in Kraft ist. 

33. Wurden die Tier- und Pflanzenarten benannt, welche unter dem Schutz der in Art. 15 Abs. 1 

und 2 Naturschutzprotokoll aufgezählten Maßnahmen stehen? 

Ja*  Nein  

Wenn ja, wann? 

 

 

*Die Liste der benannten Tier- und Pflanzenarten ist beizufügen. 

 

34. Soweit Entnahme- und Handelsverbote entsprechend Art. 15 Naturschutzprotokoll erlassen 

wurden, wurden Ausnahmen zu diesen Verboten zugelassen? 

Ja  Nein  
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Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

35. Hat Ihre Vertragspartei die in Art. 15 Abs. 1 Naturschutzprotokoll genannten Begriffe 

„Brut-, Aufzucht- und Überwinterungszeiten“ sowie jeden weiteren Begriff, der bei der wissen-

schaftlichen Interpretation Schwierigkeiten bereiten könnte, klargestellt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? Geben Sie die Definitionen wieder.  

 

 

 

 

 

Art. 16 Naturschutzprotokoll – Wiederansiedlung einheimischer Arten 

36. Fördert Ihr Land auf der Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse die Wiederansiedlung 

und Ausbreitung einheimischer wildlebender Tier- und Pflanzenarten sowie von Unterarten, 

Rassen und Ökotypen unter den in Art. 16 Abs. 1 Naturschutzprotokoll genannten Vorausset-

zungen? 

Ja  Nein  

Nennen Sie Details. 
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37. Wird die Entwicklung der betreffenden Tier- und Pflanzenarten nach der Wiederansiedlung 

überwacht und bei Bedarf reguliert? 

Ja  Nein  Nicht anwendbar  

 

Art. 17 Naturschutzprotokoll ‒ Ansiedlungsverbote 

38. Wurden nationale Regelungen erlassen, welche gewährleisten, dass wildlebende Tier- 

und Pflanzenarten, die in einer Region in einer überschaubaren Vergangenheit nicht natürlich 

vorkamen, dort nicht angesiedelt werden? 

Ja  Nein  

Wenn ja, sehen diese Regelungen Ausnahmen vor? 

Ja  Nein  Nicht anwendbar  

Soweit derartige Regelungen existieren, nennen Sie, soweit relevant, die entsprechenden Re-

gelungen und die eventuellen Ausnahmebestimmungen. 

 

 

 

 

 

Art. 18 Naturschutzprotokoll – Freisetzung gentechnisch veränderter Organismen 

39. Gibt es Rechtsvorschriften, welche vor der Freisetzung gentechnisch veränderter Orga-

nismen eine förmliche Prüfung der durch diese entstehenden Risiken für Mensch und Um-

welt vorsehen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche? Nennen Sie die Vorschriften unter Angabe deren Inhalts.  
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Art. 19 Naturschutzprotokoll ‒ Weitergehende Maßnahmen 

40. Wurden weitergehende Maßnahmen getroffen als im Protokoll vorgesehen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Naturschutzprotokolls 

41. Gab oder gibt es Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Protokolls?  

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

 

Beurteilung der Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen 

42. Beurteilen Sie die Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen!  
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Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen: 
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D. Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 im 

Bereich Berglandwirtschaft (Protokoll vom 20.12.1994) 

Art. 2 Berglandwirtschaftsprotokoll ‒ Berücksichtigung der Ziele in den anderen Politi-

ken 

1. Berücksichtigt Ihre Vertragspartei die Ziele dieses Protokolls auch in den anderen Politiken?  

Ja  Nein  

 

Art. 4 Berglandwirtschaftsprotokoll – Rolle der Landwirte 

2. Werden die Landwirte im Alpenraum aufgrund ihrer multifunktionalen Aufgaben als we-

sentliche Träger der Erhaltung der Natur- und Kulturlandschaft anerkannt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie?  

 

 

 

 

 

3. Werden die Landwirte im Alpenraum in die Entscheidungen und Maßnahmen für die 

Berggebiete einbezogen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie?  
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Art. 5 Berglandwirtschaftsprotokoll – Beteiligung der Gebietskörperschaften 

4. Bestimmt Ihre Vertragspartei die für die Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen den 

unmittelbar betroffenen Institutionen und Gebietskörperschaften am besten geeignete Ebene, 

um eine gemeinsame Verantwortung zu fördern und um sich gegenseitig verstärkende Kräfte 

beim Vollzug der Landwirtschaftspolitiken für die Berggebiete sowie der sich daraus ergeben-

den Maßnahmen zu nutzen und zu entwickeln?  

Ja  Nein  

 

5. Werden die unmittelbar betroffenen Gebietskörperschaften in den verschiedenen Stadien der 

Vorbereitung und Umsetzung dieser Politiken und Maßnahmen unter Wahrung ihrer Zuständig-

keit im Rahmen der geltenden staatlichen Ordnung beteiligt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Beispiele.  

 

 

 

 

 

Art. 6 Berglandwirtschaftsprotokoll ‒ Internationale Zusammenarbeit 

6. Welche der folgenden Aktivitäten werden im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit 

im Hinblick auf die Berglandwirtschaft verfolgt? (Kreuzen Sie das Zutreffende an.) 

Gemeinsame Bewertungen der agrarpolitischen Entwicklung   

Gegenseitige Konsultationen vor wichtigen agrarpolitischen Entscheidungen zur 

Durchführung dieses Protokolls 

 

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit aller zuständigen Behörden, insbesondere 

der regionalen Verwaltungen und lokalen Gebietskörperschaften, um die Ziele und 

Maßnahmen dieses Protokolls zu verwirklichen 

 

Förderung der internationalen Zusammenarbeit unter Forschungs- und Bildungs-

stätten 

 

Förderung der internationalen Zusammenarbeit unter Landwirtschafts- und Um-

weltorganisationen 
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Förderung gemeinsamer Initiativen  

Förderung der internationalen Zusammenarbeit zwischen den Medien  

Förderung des Kenntnis- und Erfahrungsaustauschs  

 

7. Kreuzen Sie die Form(en) an, welche die Zusammenarbeit am besten beschreiben. 

Bilaterale Abkommen  

Multilaterale Abkommen  

Finanzielle Unterstützung  

Fortbildung/Training  

Gemeinsame Projekte  

Sonstige   

Soweit Sie „Sonstige“ angekreuzt haben, nennen Sie Details der Zusammenarbeit. 

 

 

 

 

Erläutern Sie, welche Form(en) der Zusammenarbeit am besten funktioniert (funktionieren) 

und warum. 

 

 

 

 

 

Art. 7 Berglandwirtschaftsprotokoll ‒ Förderung der Berglandwirtschaft 

8. Werden die folgenden Maßnahmen zur Förderung der Berglandwirtschaft 

unternommen? (Kreuzen Sie das Zutreffende an.) 

Ja Nein 

Differenzierte Förderung der Maßnahmen der Agrarpolitik auf allen Ebenen 

entsprechend den unterschiedlichen Standortvoraussetzungen  

  

Förderung der Berglandwirtschaft unter Berücksichtigung der natürlichen 

Standortnachteile 
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Besondere Unterstützung von Betrieben, die in Extremlagen eine Mindestbe-

wirtschaftung sichern 

  

Angemessene Abgeltung des Beitrags, den die Berglandwirtschaft zur Erhal-

tung und Pflege der Natur- und Kulturlandschaft sowie zur Sicherung vor Na-

turgefahren im Interesse der Allgemeinheit leistet und der über den allgemei-

nen Verpflichtungsrahmen hinausgeht auf der Grundlage vertraglicher, pro-

jekt- und leistungsbezogener Vereinbarungen. 

  

Soweit eine oder mehrere der genannten Förderungsmaßnahmen unternommen werden, nen-

nen Sie Details. 

 

 

 

 

 

Art. 8 Berglandwirtschaftsprotokoll ‒ Raumplanung und Kulturlandschaft 

9. Wird den besonderen Bedingungen der Berggebiete bei Raumplanung, Flächenausweisung, 

Flurbereinigung und Bodenverbesserung unter Berücksichtigung der Natur- und Kulturland-

schaft Rechnung getragen? 

Ja  Nein  

Nennen Sie Details. 

 

 

 

 

 

10. Werden zur Erfüllung der vielfältigen Aufgaben der Berglandwirtschaft die erforderlichen 

Flächen für eine standortgemäße und umweltverträgliche landwirtschaftliche Nutzung vorge-

sehen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nach welchen Kriterien werden diese Flächen ausgesucht? 
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11. Werden die traditionellen Kulturlandschaftselemente (Wälder, Waldränder, Hecken, Feld-

gehölze, Feucht-, Trocken- und Magerwiesen, Almen) und deren Bewirtschaftung erhalten 

und wiederhergestellt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Beispiele. 

 

 

 

 

 

12. Werden besondere Maßnahmen zur Erhaltung der traditionellen Hofanlagen und land-

wirtschaftlichen Bauelemente sowie zur weiteren Anwendung der charakteristischen Bau-

weisen und Baumaterialien getroffen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche? 
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Art. 9 Berglandwirtschaftsprotokoll – Naturgemäße Bewirtschaftungsmethoden und 

typische Produkte 

13. Hat Ihre Vertragspartei alle erforderlichen Maßnahmen ergriffen und dabei gemeinsame 

Kriterien angestrebt, um die Anwendung und Verbreitung von extensiven, naturgemäßen und 

gebietscharakteristischen Bewirtschaftungsmethoden in den Berggebieten zu begünstigen 

sowie die typischen Agrarprodukte, die sich durch ihre örtlich begrenzten, einzigartigen und 

naturgemäßen Produktionsweisen auszeichnen, zu schützen und aufzuwerten? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche Maßnahmen sind dies? 

 

 

 

 

Art. 10 Berglandwirtschaftsprotokoll ‒ Standortgemäße Viehhaltung und genetische 

Vielfalt 

14. Welche Maßnahmen wurden ergriffen, um die Viehhaltung, unter Einschluss der traditi-

onellen Haustiere, mit ihrer charakteristischen Rassenvielfalt und ihren typischen Erzeugnis-

sen standortgemäß, flächengebunden und ökologisch verträglich aufrechtzuerhalten? 

 

 

 

 

 

15. Werden die für die traditionelle Viehhaltung notwendigen land-, weide- und forstwirt-

schaftlichen Strukturen erhalten?  

Ja  Nein  

 

16. Wird bei extensiv betriebener Grünlandbewirtschaftung ein für die jeweiligen Standorte 

geeignetes Verhältnis zwischen Viehbestand und Futterflächen aufrechterhalten? 

Ja  Nein  
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17. Wurden die für die Aufrechterhaltung der traditionellen Viehhaltung erforderlichen Maß-

nahmen (insbesondere im Bereich der Forschung und Beratung betreffend die Erhaltung der 

genetischen Vielfalt der Nutztierrassen und Kulturpflanzen) getroffen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche Maßnahmen wurden getroffen? Nennen Sie insbesondere auch eventuelle 

Ergebnisse von Forschung und Beratung. 

 

 

 

 

 

Art. 11 Berglandwirtschaftsprotokoll – Vermarktung 

18. Wurden Maßnahmen ergriffen, um günstige Vermarktungsbedingungen für die Produkte 

der Berglandwirtschaft zu schaffen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche? 

 

 

 

 

 

19. Gibt es Ursprungsmarken mit kontrollierter Herkunftsbezeichnung und eine Qualitätsga-

rantie, die dem Schutz von Produzenten und Konsumenten gleichermaßen dienen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche? Zählen Sie die Marken auf und geben Sie dabei auch jeweils deren Einfüh-

rungsdatum an. 
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Art. 12 Berglandwirtschaftsprotokoll ‒ Produktionsbeschränkungen 

20. Wurden bei der eventuellen Einführung von Produktionsbeschränkungen für die Land-

wirtschaft die besonderen Erfordernisse einer standortgemäßen und umweltverträglichen 

Bewirtschaftung der Berggebiete berücksichtigt?  

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? 

 

 

 

 

 

Art. 13 Berglandwirtschaftsprotokoll ‒ Land- und Forstwirtschaft als Einheit 

21. Setzt sich Ihre Vertragspartei dafür ein, dass: 

a. die naturgemäße Waldbewirtschaftung sowohl als zusätzliche Einkommensgrundlage 

der landwirtschaftlichen Betriebe als auch als Nebenerwerbstätigkeit der in der Land-

wirtschaft Beschäftigten gefördert wird? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? 

 

 

 

b. den Schutz-, Nutz- und Erholungsfunktionen sowie den ökologischen und biogeneti-

schen Funktionen des Waldes in einem standortgemäßen, landschaftlich ausgewoge-

nen Verhältnis zu den landwirtschaftlich genutzten Flächen Rechnung getragen wird? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? 
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c. die Weidewirtschaft und der Wildbestand durch geeignete Maßnahmen so geregelt 

werden, dass nicht tragbare Schäden im Wald sowie auf landwirtschaftlichen Nutzflä-

chen vermieden werden? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? Nennen Sie die entsprechenden Regelungen. 

 

 

 

 

Art. 14 Berglandwirtschaftsprotokoll ‒ Zusätzliche Erwerbsquellen 

22. Werden die Entstehung und Entwicklung zusätzlicher Erwerbsquellen in den Berggebie-

ten vor allem durch und für die ansässige Bevölkerung und besonders in den mit der Land-

wirtschaft verbundenen Bereichen wie Forstwirtschaft, Tourismus und Handwerk, zur Erhal-

tung der Voll-, Zu- und Nebenerwerbsbetriebe im Einklang mit der Erhaltung der Natur- und 

Kulturlandschaft gefördert?  

Ja  Nein  

Nennen Sie Details und gegebenenfalls Beispiele der Förderung. 

 

 

 

 

 

Art. 15 Berglandwirtschaftsprotokoll ‒ Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedin-

gungen 

23. Welche der folgenden Maßnahmen wurden ergriffen, um die Verhältnisse der in den Berg-

gebieten in der Land- und Forstwirtschaft Tätigen zu verbessern und die Entwicklung ihrer Le-

bens- und Arbeitsbedingungen mit der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung in den ande-

ren Bereichen und Gebieten im Alpenraum zu verbinden?  

Die Verbesserung der Verkehrsverbindungen  

Die Errichtung und Erneuerung von Wohn- und Wirtschaftsgebäuden   

Die Beschaffung und Instandhaltung von technischen Anlagen und Maschinen  
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Sonstige  

Nennen Sie Details der getroffenen Maßnahmen. 

 

 

 

 

 

Art. 16 Berglandwirtschaftsprotokoll ‒ Weitergehende Maßnahmen 

24. Wurden weitergehende Maßnahmen getroffen als im Protokoll vorgesehen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Berglandwirtschaftsprotokolls 

25. Gab oder gibt es Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Protokolls?  

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  
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Beurteilung der Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen 

26. Beurteilen Sie die Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen! 

 

 

 

 

 

 

 

Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen: 
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E. Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 im 

Bereich Bergwald (Protokoll vom 27.2.1996) 

Art. 1 Bergwaldprotokoll – Ziele 

1. Wird der Zielsetzung, den Bergwald als naturnahen Lebensraum zu er-

halten, erforderlichenfalls zu entwickeln oder zu vermehren und seine Sta-

bilität zu verbessern, durch die folgenden Maßnahmen Sorge getragen?  

Ja Nein 

- Natürliche Waldverjüngungsverfahren werden angewendet.    

- Ein gut strukturierter, stufiger Bestandsaufbau mit standortgerech-

ten Baumarten wird angestrebt. 

  

- Autochthones forstliches Vermehrungsgut wird eingesetzt.    

- Bodenerosionen und -verdichtungen werden durch schonende Nut-

zungs- und Bringungsverfahren vermieden. 

  

Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen: 

 

 

 

 

 

 

 

 

Art. 2 Bergwaldprotokoll – Berücksichtigung der Ziele in den anderen Politiken 

2. Werden folgende Zielsetzungen/Verpflichtungen des Bergwaldproto-

kolls in den anderen Politiken Ihres Landes berücksichtigt?  

Ja Nein 

Luftschadstoffbelastungen werden schrittweise auf jenes Maß reduziert, 

welches für die Waldökosysteme nicht schädlich ist. Dies gilt auch für Be-

lastungen durch grenzüberschreitende Luftschadstoffe. 

  

Schalenwildbestände werden auf jenes Maß begrenzt, welches eine natürli-

che Verjüngung standortgerechter Bergwälder ohne besondere Schutzmaß-

nahmen ermöglicht.  
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In grenznahen Gebieten werden die Maßnahmen mit anderen Vertragspar-

teien zur Regulierung der Wildbestände aufeinander abgestimmt. 

  

Zur Wiederherstellung eines natürlichen Selektionsdrucks auf die Scha-

lenwildarten sowie im Interesse des Naturschutzes wird eine mit den Ge-

samtbedürfnissen der Region abgestimmte Wiedereinbürgerung von Beu-

tegreifern gefördert. 

  

Die Erhaltung eines funktionsfähigen Bergwalds hat Vorrang vor der 

Waldweide. Die Waldweide wird daher soweit eingeschränkt oder erfor-

derlichenfalls gänzlich abgelöst, dass die Verjüngung standortgerechter 

Wälder möglich ist, Bodenschäden vermieden werden und vor allem die 

Schutzfunktion des Waldes erhalten bleibt. 

  

Die Inanspruchnahme des Bergwalds für Erholungszwecke wird soweit 

gelenkt und notfalls eingeschränkt, dass die Erhaltung und Verjüngung von 

Bergwäldern nicht gefährdet werden. Dabei sind die Bedürfnisse der 

Waldökosysteme zu berücksichtigen.  

  

Im Hinblick auf die Bedeutung einer nachhaltig ausgeübten Holznutzung 

für die Volkswirtschaft und die Waldpflege wird der verstärkte Einsatz von 

Holz aus nachhaltig bewirtschafteten Wäldern gefördert. 

  

Der Waldbrandgefahr wird durch angemessene Vorsorgemaßnahmen und 

wirksame Brandbekämpfung Rechnung getragen.  

  

Da ein naturnaher und auf die Erfüllung aller Waldfunktionen ausgerichte-

ter Waldbau ohne entsprechendes qualifiziertes Personal nicht möglich ist, 

wird für ausreichendes und fachkundiges Personal Sorge getragen.  

  

Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen: 
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Art. 3 Bergwaldprotokoll – Beteiligung der Gebietskörperschaften 

3. Bestimmt Ihre Vertragspartei die für die Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen den 

unmittelbar betroffenen Institutionen und Gebietskörperschaften am besten geeignete Ebene, 

um eine gemeinsame Verantwortung zu fördern und um sich gegenseitig verstärkende Kräfte 

beim Vollzug der Forstpolitiken sowie der sich daraus ergebenden Maßnahmen zu nutzen und 

zu entwickeln?  

Ja  Nein  

 

4. Werden die unmittelbar betroffenen Gebietskörperschaften in den verschiedenen Stadien der 

Vorbereitung und Umsetzung dieser Politiken und Maßnahmen unter Wahrung ihrer Zuständig-

keit im Rahmen der geltenden staatlichen Ordnung beteiligt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Beispiele.  

 

 

 

 

 

Art. 4 Bergwaldprotokoll ‒ Internationale Zusammenarbeit 

5. Welche der folgenden Aktivitäten werden im Rahmen der internationalen Zusammenarbeit 

verfolgt? (Kreuzen Sie das Zutreffende an.) 

Gemeinsame Bewertungen der forstpolitischen Entwicklung   

Gegenseitige Konsultationen vor wichtigen Entscheidungen zur Durchführung 

dieses Protokolls 

 

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit aller zuständigen Behörden, insbesondere 

der regionalen Verwaltungen und lokalen Gebietskörperschaften, um die Ziele des 

Protokolls zu verwirklichen 

 

Förderung der internationalen Zusammenarbeit unter Forschungs- und Bildungs-

stätten 

 

Förderung der internationalen Zusammenarbeit unter Forstwirtschafts- und Um-

weltorganisationen 

 

Förderung gemeinsamer Initiativen  
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Förderung der internationalen Zusammenarbeit zwischen den Medien  

Förderung des Kenntnis- und Erfahrungsaustauschs  

 

6. Kreuzen Sie die Form(en) an, welche die Zusammenarbeit am besten beschreiben. 

Bilaterale Abkommen  

Multilaterale Abkommen  

Finanzielle Unterstützung  

Fortbildung/Training  

Gemeinsame Projekte  

Sonstige   

Soweit Sie „Sonstige“ angekreuzt haben, nennen Sie Details der Zusammenarbeit. 

 

 

 

 

 

Erläutern Sie, welche Form(en) der Zusammenarbeit am besten funktioniert (funktionieren) 

und warum. 

 

 

 

 

 

Art. 5 Bergwaldprotokoll ‒ Planungsgrundlagen 

7. Wurden die zur Umsetzung der in diesem Protokoll genannten Ziele notwendigen Planungs-

grundlagen erstellt?  

Ja  Teilweise  Nein  

Wenn ja oder teilweise, umfassen diese auch Erhebungen der Waldfunktionen unter besonderer 

Berücksichtigung der Schutzfunktionen sowie eine ausreichende Standortserkundung? 

Ja  Nein  
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Welche Stellen sind/waren dafür zuständig? 

 

 

 

 

 

Art. 6 Bergwaldprotokoll ‒ Schutzfunktion des Bergwalds 

8. Wird der Schutzwirkung von Bergwäldern, die in hohem Maß den eigenen Standort oder vor 

allem Siedlungen, Verkehrsinfrastrukturen, landwirtschaftliche Kulturflächen und Ähnliches 

schützen, eine Vorrangstellung eingeräumt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, orientiert sich die forstliche Behandlung dieser Wälder an deren Schutzziel? 

Ja  Nein  

 

 

9. Werden Bergwälder, die in hohem Maß den eigenen Standort oder vor allem Siedlungen, Ver-

kehrsinfrastrukturen, landwirtschaftliche Kulturflächen und Ähnliches schützen, an Ort und Stelle 

erhalten? 

Ja  Nein  

 

10. Werden die zur Erhaltung von Bergwäldern, die in hohem Maß den eigenen Standort oder vor 

allem Siedlungen, Verkehrsinfrastrukturen, landwirtschaftliche Kulturflächen und Ähnliches 

schützen, notwendigen Maßnahmen im Rahmen von Schutzwaldpflegeprojekten beziehungsweise 

Schutzwaldverbesserungsprojekten fachkundig geplant und durchgeführt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wird die Zielsetzung des Naturschutzes und der Landschaftspflege im Rahmen der 

Schutzwaldpflege- und Schutzwaldverbesserungsprojekte berücksichtigt? 

Ja  Nein  
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Art. 7 Bergwaldprotokoll ‒ Nutzfunktion des Bergwalds 

11. Wird in Bergwäldern, in denen die Nutzfunktion überwiegt und wo die regionalwirtschaftli-

chen Verhältnisse es erfordern, darauf hingewirkt, dass sich die Bergwaldwirtschaft in ihrer Be-

deutung als Arbeits- und Einkommensquelle der örtlichen Bevölkerung entfalten kann? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? 

 

 

 

 

 

12. Wird Waldverjüngung in Bergwäldern, die eine Nutzfunktion haben, mit standortgerechten 

Baumarten durchgeführt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Details. 

 

 

 

 

 

13. Wird die forstliche Nutzung in Bergwäldern pfleglich, boden- und bestandsschonend durchge-

führt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Details. 
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Art. 8 Bergwaldprotokoll ‒ Soziale und ökologische Funktionen des Bergwalds 

14. Trifft Ihre Vertragspartei die notwendigen Maßnahmen, welche Folgendes sicherstellen?  

- Die Wirkungen des Waldes auf Wasserressourcen, Klimaausgleich, Reinigung der 

Luft und Lärmschutz 

Ja  Nein  

- Die biologische Vielfalt des Bergwaldes 

Ja  Nein  

- Naturerlebnis und Erholung 

Ja  Nein  

Nennen Sie Beispiele. 

 

 

 

 

 

Art. 9 Bergwaldprotokoll ‒ Walderschließung 

15. Werden zum Schutz des Waldes vor Schäden sowie zur naturnahen Bewirtschaftung und 

Pflege sorgfältig geplante und ausgeführte Erschließungsmaßnahmen getroffen, die den Erforder-

nissen des Natur- und Landschaftsschutzes Rechnung tragen? 

Ja  Nein  

 

Art. 10 Bergwaldprotokoll ‒ Naturwaldreservate 

16. Wurden Naturwaldreservate in ausreichender Größe und Anzahl ausgewiesen, deren Behand-

lung der Sicherung der natürlichen Dynamik und Forschung entspricht und in denen jede Nutzung 

grundsätzlich eingestellt oder dem jeweiligen Ziel des Reservats angepasst wurde? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie viele Naturwaldreservate sind im Alpenraum Ihres Landes aus-

gewiesen und wie groß ist deren Anteil an der Gesamtwaldfläche? 
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17. Soweit Naturwaldreservate ausgewiesen wurden, sind in diesen möglichst alle Bergwaldöko-

systeme repräsentiert? 

Ja  Nein  

 

18. Wird die notwendige Schutzfunktion der Waldbestände der Naturwaldreservate sicherge-

stellt? 

Ja  Nein  

 

19. Erfolgt die Ausweisung von Naturwaldreservaten im Privatwald grundsätzlich im Sinne eines 

langfristig wirksamen Vertragsnaturschutzes? 

Ja  Nein  

 

20. Wird und wurde bei der Planung und Ausweisung grenzüberschreitender Naturwaldreservate 

im Rahmen des Notwendigen mit anderen Vertragsparteien zusammengearbeitet? 

Ja  Nein  

 

Art. 11 Bergwaldprotokoll ‒ Förderung und Abgeltung 

21. Erfolgt eine ausreichende forstliche Förderung ‒ insbesondere der in den Art. 6 bis 10 Berg-

waldprotokoll angeführten Maßnahmen ‒ unter Berücksichtigung der erschwerten Wirtschaftsbe-

dingungen im Alpenraum und unter Bedachtnahme auf die von der Bergwaldwirtschaft erbrach-

ten Leistungen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Details (Förderbedingungen, Art der Förderung, eingesetzte finanzielle Mit-

tel etc.). 
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22. Haben Waldeigentümer Anspruch auf eine angemessene und leistungsbezogene Abgeltung, 

wenn von der Bergwaldwirtschaft Leistungen beansprucht werden, die über bestehende durch 

Rechtsvorschriften vorgesehene Verpflichtungen hinausgehen, und deren Notwendigkeit in Pro-

jekten begründet wird?  

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Details. 

 

 

 

 

 

23. Wurden die notwendigen Instrumentarien zur Finanzierung von Förderungs- und Abgel-

tungsmaßnahmen geschaffen? 

Ja  Teilweise  Nein  

Wenn ja oder teilweise, wird bei der Finanzierung neben dem volkswirtschaftlichen Vorteil für 

die gesamte Bevölkerung auch der Vorteil Einzelner berücksichtigt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie die geschaffenen Instrumentarien zur Finanzierung von Förderungs- und 

Abgeltungsmaßnahmen. 
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Art. 12 Bergwaldprotokoll ‒ Weitergehende Maßnahmen 

24. Wurden weitergehende Maßnahmen getroffen als im Protokoll vorgesehen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Bergwaldprotokolls 

25. Gab oder gibt es Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Protokolls?  

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

 

 

Beurteilung der Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen 

26. Beurteilen Sie die Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen! 
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Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen: 
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F. Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 im 

Bereich Tourismus (Protokoll vom 16.10.1998)  

Art. 2 Tourismusprotokoll ‒ Internationale Zusammenarbeit 

1. Wird eine verstärkte internationale Zusammenarbeit zwischen den jeweils zuständigen Institu-

tionen verfolgt, die insbesondere auf eine Aufwertung von grenzübergreifenden Räumen durch 

die Koordination umweltverträglicher Tourismus- und Freizeittätigkeiten zielt? 

Ja  Nein  

Kreuzen Sie die Form(en) an, welche die Zusammenarbeit am besten beschreiben. 

Bilaterale Abkommen  

Multilaterale Abkommen  

Finanzielle Unterstützung  

Fortbildung/Training  

Gemeinsame Projekte  

Sonstige   

Soweit Sie „Sonstige“ angekreuzt haben, nennen Sie Details der Zusammenarbeit. 

 

 

 

 

Erläutern Sie, welche Form(en) der Zusammenarbeit am besten funktioniert (funktionieren) und 

warum. 
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Art. 3 Tourismusprotokoll – Berücksichtigung der Ziele in den anderen Politiken 

2. Berücksichtigt Ihre Vertragspartei die Ziele dieses Protokolls auch in den anderen Politiken, 

insbesondere in den Bereichen der Raumplanung, des Verkehrs, der Land- und der Forstwirt-

schaft, des Umwelt- und Naturschutzes sowie bei der Wasser- und Energieversorgung?  

Ja  Nein  

 

Art. 4 Tourismusprotokoll – Beteiligung der Gebietskörperschaften 

3. Bestimmt Ihre Vertragspartei die für die Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen den 

unmittelbar betroffenen Institutionen und Gebietskörperschaften am besten geeignete Ebene, 

um eine gemeinsame Verantwortung zu fördern und um sich gegenseitig verstärkende Kräfte 

beim Vollzug der Tourismuspolitiken sowie der sich daraus ergebenden Maßnahmen zu nutzen 

und zu entwickeln?  

Ja  Nein  

 

4. Werden die unmittelbar betroffenen Gebietskörperschaften in den verschiedenen Stadien der 

Vorbereitung und Umsetzung dieser Politiken und Maßnahmen unter Wahrung ihrer Zuständig-

keit im Rahmen der geltenden staatlichen Ordnung beteiligt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Beispiele.  

 

 

 

 

 

Art. 5 Tourismusprotokoll ‒ Geordnete Entwicklung des Angebots 

5. Wurden Leitbilder, Entwicklungsprogramme und sektorale Pläne für eine nachhaltige und na-

turverträgliche touristische Entwicklung im Einklang mit den Zielen des Protokolls entwickelt?  

Ja  Nein  

Wenn ja, wurden diese bereits umgesetzt?  

Ja  Nein  
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Erfolgten Entwicklung und Umsetzung auf der hierfür am besten geeigneten Ebene? 

Ja  Nein  

Wenn ja, ermöglichen es die Leitbilder, Entwicklungsprogramme und 

sektoralen Pläne, die Vor- und Nachteile der geplanten Entwicklungen ins-

besondere unter folgenden Aspekten zu bewerten und zu vergleichen? 

Ja Nein 

- In Bezug auf die sozioökonomischen Auswirkungen auf die ansäs-

sige Bevölkerung 

  

- In Bezug auf die Auswirkungen auf Boden, Wasser, Luft, Natur-

haushalt und Landschaftsbild unter Berücksichtigung der spezifi-

schen ökologischen Gegebenheiten, der natürlichen Ressourcen und 

der Grenzen der Anpassungsfähigkeit der Ökosysteme 

  

- In Bezug auf die Auswirkungen auf die öffentlichen Finanzen   

 

6. Werden bei der Planung und Erschließung von Flächen für eine touristische Nutzung Verträg-

lichkeitsprüfungen durchgeführt und insbesondere die Auswirkungen auf Boden, Wasser, Luft, 

Naturhaushalt und Landschaftsbild unter Berücksichtigung der spezifischen ökologischen Gege-

benheiten, der natürlichen Ressourcen und der Grenzen der Anpassungsfähigkeit der Ökosysteme  

überprüft ? 

Ja  Nein  

Existieren hierfür Rechtsvorschriften?  

Ja  Nein  

Wenn ja, welche? 

 

 

 

 

 

7. Erläutern Sie die Leitbilder, die für eine nachhaltige Entwicklung touristischer Destinationen 

entwickelt wurden. 
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8. Wurde die lokale Bevölkerung in die Leitbildentwicklung einbezogen? 

Ja  Nein  

 

Art. 6 Tourismusprotokoll – Ausrichtung der touristischen Entwicklung 

Es sind auch die vom Überprüfungsausschuss erarbeiteten „Leitlinien zur Auslegung 

von Artikel 6(3) des Tourismusprotokolls“ zu berücksichtigen. 

9. Werden die Anliegen des Naturschutzes und der Landschaftspflege in die Tourismusförderung 

einbezogen? 

Ja  Nein  

 

10. Werden nur landschafts- und umweltschonende Tourismusprojekte gefördert? 

Ja  Nein  

 

11. Leitet Ihre Vertragspartei eine nachhaltige Politik ein, welche die Wettbewerbsfähigkeit des 

naturnahen Tourismus im Alpenraum stärkt, und werden dabei Maßnahmen bevorzugt, welche 

die Innovation und die Diversifizierung des Angebots fördern? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie?  

 

 

 

 

 

12. Wird in Gebieten mit starker touristischer Nutzung ein ausgewogenes Verhältnis zwischen 

intensiven und extensiven Tourismusformen angestrebt? 

Ja  Nein  
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13. Werden bei den zu fördernden und geförderten Maßnahmen folgende 

Aspekte berücksichtigt? 

Ja Nein 

Für den intensiven Tourismus: die Anpassung der bestehenden touristi-

schen Strukturen und Einrichtungen an die ökologischen Erfordernisse  

  

Für den intensiven Tourismus: die Entwicklung neuer Strukturen in Über-

einstimmung mit den Zielen des Protokolls 

  

Für den extensiven Tourismus: die Erhaltung oder die Entwicklung eines 

naturnahen und umweltschonenden Tourismusangebots  

  

Für den extensiven Tourismus: die Aufwertung des natürlichen und kultu-

rellen Erbes der Feriengebiete 

  

 

Art. 7 Tourismusprotokoll ‒ Qualitätsförderung 

14. Zielt die Politik Ihres Landes ständig und konsequent auf ein qualitativ hochwertiges Touris-

musangebot im gesamten Alpenraum ab und trägt insbesondere den ökologischen Erfordernissen 

Rechnung? 

Ja  Nein  

 

15. Werden der Erfahrungsaustausch mit anderen Vertragsparteien und die 

Durchführung gemeinsamer Aktionsprogramme mit dem Ziel der Quali-

tätsverbesserung insbesondere in folgenden Bereichen gefördert?  

Ja Nein 

a. Anpassung von touristischen Anlagen und Einrichtungen an Land-

schaft und Natur 

  

b. Städteplanung und Architektur (Neubauten und Dorferneuerung)   

c. Beherbergungseinrichtungen und touristische Dienstleistungsangebo-

te 

  

d. Diversifizierung des touristischen Angebots innerhalb des Alpen-

raums durch die Aufwertung der kulturellen Aktivitäten in den jewei-

ligen Gebieten 

  

Nennen Sie für die von Ihnen bejahten Bereiche jeweils Beispiele. 
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Art. 8 Tourismusprotokoll ‒ Lenkung der Besucherströme 

16. Fördert Ihre Vertragspartei die Lenkung der Besucherströme in Schutzgebieten? 

Ja  Nein  

Sichern die Maßnahmen den Fortbestand dieser Gebiete? 

Ja  Nein  

 

Art. 9 Tourismusprotokoll ‒ Naturräumliche Entwicklungsgrenzen 

17. Wird die touristische Entwicklung auf die umweltspezifischen Besonderheiten und die jeweils 

verfügbaren Ressourcen an dem betreffenden Ort und der betreffenden Region abgestimmt?  

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? 

 

 

 

 

 

 

18. Werden Vorhaben mit möglichen erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt einer vorherigen 

Bewertung unterzogen?  

Ja  Nein  

Wenn ja, werden die Ergebnisse dieser Bewertung bei der Entscheidung berücksichtigt? 

Ja  Nein  

 

Art. 10 Tourismusprotokoll ‒ Ruhezonen 

19. Wurden Ruhezonen ausgewiesen, in denen auf touristische Erschließungen verzichtet wird?  

Ja  Nein  
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Art. 11 Tourismusprotokoll – Politik im Beherbergungsbereich 

20. Tragen die Politiken im Beherbergungsbereich der Begrenztheit des verfüg-

baren Raumes durch die folgenden Maßnahmen Rechnung? 

Ja Nein 

- Bevorzugung der kommerziellen Beherbergung   

- Erneuerung und Nutzung der bestehenden Bausubstanz   

- Modernisierung und Qualitätsverbesserung der bestehenden Beherber-

gungseinrichtungen 

  

 

Art. 12 Tourismusprotokoll ‒ Aufstiegshilfen 

21. Wird sichergestellt, dass neue Genehmigungen für Aufstiegshilfen auch ökologischen und 

landschaftlichen Erfordernissen Rechnung tragen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, durch welche Instrumente bzw. Rechtsvorschriften? 

 

 

 

 

 

 

22. Sehen neue Betriebsgenehmigungen und Konzessionen für Aufstiegshilfen den Rückbau (Ab-

bau und Entfernung) von Altanlagen sowie die Renaturierung nicht mehr benutzter Flächen vor-

rangig mit heimischen Pflanzenarten vor? 

Ja  Nein  
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Art. 13 Tourismusprotokoll ‒ Verkehr und Beförderung von Touristen 

23. Wurden Maßnahmen, die auf eine Einschränkung des motorisierten Individualverkehrs in den 

touristischen Zentren abzielen, im Berichtszeitraum gefördert? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

 

24. Werden private oder öffentliche Initiativen, welche die Erreichbarkeit touristischer Orte und 

Zentren mit öffentlichen Verkehrsmitteln verbessern und die Benutzung solcher Verkehrsmittel 

durch die Touristen fördern sollen, unterstützt?  

Ja  Nein  

Wenn ja, wie?  

 

 

 

 

 

Art. 14 Tourismusprotokoll ‒ Besondere Erschließungstechniken 

25. Erfolgen Bau, Unterhalt und Betrieb von Skipisten möglichst landschaftsschonend?  

Ja  Nein  

Werden dabei die natürlichen Kreisläufe und die Empfindlichkeit der Biotope berücksichtigt? 

Ja  Nein  
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26. Werden Beschneiungsanlagen zugelassen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, unter welchen Voraussetzungen erfolgt die Zulassung für die Errichtung von Beschnei-

ungsanlagen und welche Rechtsvorschriften regeln deren Einsatz?   

 

 

 

 

27. Werden Geländekorrekturen begrenzt?  

Ja  Nein  

 

28. Werden Geländekorrekturen vorrangig mit heimischen Pflanzenarten begrünt? 

Ja  Nein  

 

Art. 15 Tourismusprotokoll ‒ Sportausübung 

29. Wurden Lenkungsmaßnahmen für die Sportausübung in der Natur ergriffen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie?  

 

 

 

 

30. Gibt es Beschränkungen für die Ausübung motorisierter Sportarten?       

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  
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Art. 16 Tourismusprotokoll ‒ Absetzen aus Luftfahrzeugen 

31. Ist das Absetzen aus Luftfahrzeugen außerhalb von Flugplätzen für sportliche Zwecke er-

laubt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, unter welchen Voraussetzungen? Nennen Sie insbesondere die Orte und die örtlichen 

Bedingungen, wo dies zulässig ist und den Umfang in dem es erlaubt wird. Geben Sie auch die 

Vorschriften an, die das Absetzen aus Luftfahrzeugen außerhalb von Flugplätzen für sportliche 

Zwecke regeln. 

 

 

 

 

 

Art. 17 Tourismusprotokoll ‒ Entwicklung von wirtschaftsschwachen Gebieten 

32. Wurden Lösungen untersucht und entwickelt, um eine ausgewogene Entwicklung von wirt-

schaftsschwachen Gebieten zu gewährleisten?  

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

Art. 18 Tourismusprotokoll ‒ Ferienstaffelung 

33. Wurden Maßnahmen zur Verbesserung der räumlichen und zeitlichen Staffelung der touristi-

schen Nachfrage in den Feriengebieten ergriffen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wurde dies im Rahmen einer zwischenstaatlichen Zusammenarbeit erreicht? 

Ja  Nein  
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34. Wenn Maßnahmen zur Verbesserung der räumlichen und zeitlichen Staffelung der touristi-

schen Nachfrage ergriffen wurden, welche waren dies?  

 

 

 

 

 

Art. 19 Tourismusprotokoll – Innovationsanreize 

 

35. Wurden geeignete Anreize für die Umsetzung der Anliegen dieses Protokolls entwickelt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche? Nennen Sie auch Beispiele.  

 

 

 

 

 

Art. 20 Tourismusprotokoll – Zusammenarbeit zwischen Tourismuswirtschaft, Land-

wirtschaft, Forstwirtschaft und Handwerk  

 

36. Wird die Zusammenarbeit zwischen Tourismuswirtschaft, Landwirtschaft, Forstwirtschaft 

und Handwerk unterstützt? 

Ja  Nein  

Werden dabei insbesondere arbeitsplatzschaffende Erwerbskombinationen im Hinblick auf eine 

nachhaltige Entwicklung gefördert? 

Ja  Nein  

Soweit Ihr Land die Zusammenarbeit zwischen Tourismuswirtschaft, Landwirtschaft, Forstwirt-

schaft und Handwerk unterstützt, erklären Sie wie.  
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Art. 21 Tourismusprotokoll ‒ Weitergehende Maßnahmen 

37. Wurden weitergehende Maßnahmen getroffen als im Protokoll vorgesehen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Tourismusprotokolls 

38. Gab oder gibt es Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Protokolls?  

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

 

 

Beurteilung der Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen 

39. Beurteilen Sie die Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen!  
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Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen: 
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G. Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 im 

Bereich Verkehr (Protokoll vom 31.10.2000) 

 

Art. 4 Verkehrsprotokoll – Berücksichtigung der Ziele in den anderen Politiken 

1. Berücksichtigt Ihre Vertragspartei die Ziele dieses Protokolls auch in den anderen Politiken?  

Ja  Nein  

 

2. Überprüft Ihre Vertragspartei die Auswirkungen anderer Politiken, Strategien und Konzepte 

auf den Verkehrsbereich vorausschauend und zurückblickend? 

Ja  Nein  

 

Art. 5 Abs. 1 Verkehrsprotokoll – Internationale Zusammenarbeit im Verkehrsbereich 

3. Fördert Ihre Vertragspartei die internationale Zusammenarbeit zwischen den zuständigen 

Institutionen, um grenzüberschreitend bestmögliche und aufeinander abgestimmte Lösungen zu 

erreichen? 

Ja  Nein  

 

Art. 5 Abs. 2 und 3 Verkehrsprotokoll – Beteiligung der Gebietskörperschaften 

4. Bestimmt Ihre Vertragspartei die für die Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen den 

unmittelbar betroffenen Institutionen und Gebietskörperschaften am besten geeignete Ebene, 

um eine gemeinsame Verantwortung zu fördern und um sich gegenseitig verstärkende Kräfte 

beim Vollzug der Verkehrspolitiken sowie der sich daraus ergebenden Maßnahmen zu nutzen 

und zu entwickeln?  

Ja  Nein  
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5. Werden die unmittelbar betroffenen Gebietskörperschaften in den verschiedenen Stadien der 

Vorbereitung und Umsetzung dieser Politiken und Maßnahmen unter Wahrung ihrer Zuständig-

keit im Rahmen der geltenden staatlichen Ordnung beteiligt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Beispiele.  

 

 

 

 

 

Art. 7 Verkehrsprotokoll ‒ Allgemeine verkehrspolitische Strategie 

 

6. Werden die folgenden Maßnahmen in einem grenzüberschreitend aufeinander 

abgestimmten Verkehrsnetzwerk umgesetzt? 

Ja Nein 

Verkehrsträger, -mittel und -arten werden aufeinander abgestimmt sowie die 

Intermodalität begünstigt. 

  

Im Alpenraum bestehende Verkehrssysteme und -infrastrukturen werden unter 

anderem durch den Einsatz von Telematik bestmöglich genutzt.  

  

Dem Verursacher werden, nach Belastungen differenziert, externe Kosten und 

Infrastrukturkosten angelastet. 

  

Mit raumordnerischen und strukturellen Maßnahmen wird eine Verkehrsbeein-

flussung zugunsten der Verlagerung der Transportleistungen im Personen- und 

Güterverkehr auf das jeweils umweltverträglichere Verkehrsmittel und intermo-

dale Transportsysteme begünstigt. 

  

Die Reduktionspotentiale im Verkehrsaufkommen werden erschlossen und ge-

nutzt. 

  

 

7. Werden die folgenden Maßnahmen, soweit erforderlich, bestmöglich vorge-

nommen? 

Ja Nein 

Die Sicherung der Verkehrswege vor Naturgefahren    

Maßnahmen zum Schutze der Menschen und der Umwelt in Gebieten mit be-   
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sonderen Belastungen aus dem Verkehr 

Die schrittweise Reduktion der Schadstoff- und Lärmemission aller Verkehrsträ-

ger auch auf der Grundlage der bestverfügbaren Technologie 

  

Die Erhöhung der Verkehrssicherheit   

 

Art. 8 Verkehrsprotokoll ‒ Projektevaluations- und zwischenstaatliches Konsultations-

verfahren 

8. Werden bei großen Neubauten und wesentlichen Änderungen oder Ausbauten 

vorhandener Verkehrsinfrastrukturen die folgenden Prüfungen/Analysen vorge-

nommen?  

Ja Nein 

Zweckmäßigkeitsprüfungen   

Umweltverträglichkeitsprüfungen   

Risikoanalysen   

Wenn Sie oben mit „Ja“ geantwortet haben: Wird den Resultaten der vorgenommenen Prüfun-

gen/Analysen im Hinblick auf die Ziele dieses Protokolls Rechnung getragen? 

Ja  Nein  

 

9. Werden Planungen für Verkehrsinfrastrukturen im Alpenraum mit anderen Vertragsparteien 

koordiniert und konzertiert?  

Ja  Nein  

 

10. Werden bei Vorhaben mit erheblichen grenzüberschreitenden Auswirkungen, bevor das Vor-

haben durchgeführt wird und spätestens nach Vorlage der oben genannten Prüfungen Konsultati-

onen mit den davon betroffenen Vertragsparteien durchgeführt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Beispiele.  
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11. Wurde Ihr Land bei Vorhaben mit erheblichen grenzüberschreitenden Auswirkungen, die von 

einer anderen Vertragspartei beabsichtigt bzw. durchgeführt wurden, bevor das Vorhaben durch-

geführt wurde, konsultiert? 

Ja  Nicht immer  Nein  

Wenn Sie „Nein“ oder „Nicht immer“ angekreuzt haben, nennen Sie den oder die Fälle, in denen 

Ihr Land nicht konsultiert wurde unter Angabe der jeweiligen Vertragspartei und des ungefähren 

Zeitpunkts, zu dem das Vorhaben, anlässlich dessen keine Konsultation stattfand, durchgeführt 

wurde. 

 

 

 

 

 

12. Wird die stärkere Einbeziehung der Transportkomponente in das Umweltmanagement der 

Unternehmen in Ihrem Land unterstützt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? 
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Art. 9 Verkehrsprotokoll ‒ Öffentlicher Verkehr 

13. Fördert Ihre Vertragspartei die Einrichtung und den Ausbau kundenfreundlicher und umwelt-

gerechter öffentlicher Verkehrssysteme zur nachhaltigen Aufrechterhaltung und Verbesserung der 

Siedlungs- und Wirtschaftsstruktur sowie der Erholungs- und Freizeitattraktivität des Alpenrau-

mes? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? 

 

 

 

 

 

 

Art. 10 Verkehrsprotokoll ‒ Eisenbahn- und Schiffsverkehr 

14. Wurden/Werden die folgenden Maßnahmen unterstützt, um die besondere 

Eignung der Eisenbahn für die Bewältigung des Verkehrs über lange Distanzen 

sowie ihr Netz für die wirtschaftliche und touristische Erschließung der Alpenre-

gion besser auszunutzen? 

Ja Nein 

Die Verbesserung der Bahninfrastrukturen durch den Bau und die Entwicklung 

großer alpenquerender Achsen einschließlich der Anschlüsse und angepasster 

Terminals 

  

Die weitere betriebliche Optimierung sowie Modernisierung der Eisenbahn, ins-

besondere im grenzüberschreitenden Verkehr 

  

Maßnahmen mit dem Ziel, insbesondere den Gütertransport über längere Distan-

zen auf die Eisenbahn zu verlagern und die Tarifierung der Verkehrsinfrastruktu-

ren stärker zu harmonisieren 

  

Schaffung intermodaler Transportsysteme, kombinierte Ladungsverkehre    

Technische Weiterentwicklung der Eisenbahn zur Erhöhung der Leistungsfähig-

keit bei gleichzeitiger Verminderung der Lärmemission 

  

Die verstärkte Nutzung der Eisenbahn und die Schaffung kundenfreundlicher 

Synergien zwischen dem Personenfern- und dem Regional- sowie Ortsverkehr 
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Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen 

 

 

 

 

 

 

15. Werden Bestrebungen unterstützt, die Kapazitäten der Schifffahrt zur Verringerung des An-

teils des Transitgüterverkehrs auf dem Landweg vermehrt zu nutzen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? 

 

 

 

 

 

Art. 11 Verkehrsprotokoll ‒ Straßenverkehr 

16. Wurden im Berichtszeitraum neue hochrangige Straßen für den alpenquerenden Verkehr ge-

baut? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche? 
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17. Wie sind die in Art. 11 Abs. 2 genannten Voraussetzungen für den Bau neuer hochrangiger 

Straßen für den inneralpinen Verkehr in Ihrem Land umgesetzt worden? 

 

 

 

 

 

Art. 12 Verkehrsprotokoll – Luftverkehr  

18. Wurden Maßnahmen ergriffen, um die Umweltbelastungen durch den Flugverkehr einschließ-

lich des Fluglärms zu senken?  

Ja  Nein  

Wenn ja, welche? 

 

 

 

 

 

19. Ist das Absetzen aus Luftfahrzeugen außerhalb von Flugplätzen erlaubt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, unter welchen Voraussetzungen?  

 

 

 

 

 

20. Wurden geeignete Maßnahmen getroffen, um den nichtmotorisierten Freizeit-Luftverkehr 

zum Schutz der Wildfauna zeitlich und örtlich einzuschränken? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  
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21. Wurde das öffentliche Verkehrssystem von den alpennahen Flughäfen in die verschiedenen 

Alpenregionen verbessert, um die Verkehrsnachfrage zu befriedigen, ohne dadurch die Belastung 

der Umwelt zu erhöhen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? Nennen Sie Beispiele 

 

 

 

 

 

22. Wurden seit Inkrafttreten des Protokolls im Alpenraum neue Flughäfen gebaut oder bestehen-

de Flughäfen erheblich ausgebaut? 

Ja  Nein  

 

Art. 13 Verkehrsprotokoll ‒ Touristische Anlagen 

23. Überprüft Ihre Vertragspartei die verkehrlichen Auswirkungen weiterer Erschließungen mit 

touristischen Anlagen?  

Ja  Nein  

 

24. Ergreift Ihre Vertragspartei, soweit erforderlich, Vorsorge- und Ausgleichsmaßnahmen zur 

Erreichung der Ziele dieses oder anderer Protokolle? 

Ja  Nein  

 

25. Wird bei der Erschließung mit touristischen Anlagen dem öffentlichen Verkehr der Vorrang 

eingeräumt? 

Ja  Nein  
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26. Werden die Schaffung und Erhaltung von verkehrsberuhigten und verkehrsfreien Zonen, die 

Einrichtung autofreier Tourismusorte sowie Maßnahmen zur Förderung der autofreien Anreise 

und des autofreien Aufenthalts von Urlaubsgästen unterstützt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? Nennen Sie auch Beispiele. 

 

 

 

 

 

Art. 14 Verkehrsprotokoll ‒ Kostenwahrheit 

27. Wird das Verursacherprinzip zur besseren Anrechnung der Kosten der verschiedenen Ver-

kehrsträger, einschließlich der Wegekosten und externer Kosten (z.B. aus Unfällen und Umwelt-

belastungen) angewandt? 

Ja  Nein  

 

28. Wurde ein Berechnungssystem zur Ermittlung der Wegekosten und externer Kosten entwi-

ckelt, das die in Art. 14 genannten Bedingungen erfüllt? 

Ja  Nein  

 

29. Wurden sonstige verkehrsspezifische Abgabensysteme eingeführt, die es erlauben, die wahren 

Kosten verursachergerecht anzulasten? 

Nein  

Nein, in Vorbereitung (frühes Stadium)  

Nein, in Vorbereitung (fortgeschrittenes Stadium)   

Ja  

Ja. Es wird bereits angewandt  

Wenn ja, wie sehen diese Abgabensysteme aus? Nennen Sie Details. 
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Art. 15 Verkehrsprotokoll ‒ Angebot und Nutzung von Verkehrsinfrastrukturen 

30. Wird der Stand und die Entwicklung sowie die Nutzung beziehungsweise Verbesserung der 

hochrangigen Verkehrsinfrastruktur und Verkehrssysteme und die Reduktion der Umweltbelas-

tungen nach einheitlichem Muster in einem Referenzdokument festgehalten und periodisch aktua-

lisiert? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wo kann dieses Referenzdokument eingesehen werden? 

 

 

 

 

 

31. Soweit ein Referenzdokument erstellt wird, wird auf der Grundlage dieses Referenzdokumen-

tes überprüft, inwieweit Umsetzungsmaßnahmen zur Erreichung und zur Weiterentwicklung der 

Ziele der Alpenkonvention und insbesondere dieses Protokolls beitragen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, was ist das Ergebnis dieser Prüfung?  
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Art. 16 Verkehrsprotokoll – Umweltqualitätsziele, Standards und Indikatoren 

32. Wurden Umweltqualitätsziele zur Erreichung eines nachhaltigen Verkehrs festgelegt und um-

gesetzt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, unter welchen Voraussetzungen und wo sind diese durch Rechtsvorschriften geregelt?  

 

 

 

 

 

Art. 6 Verkehrsprotokoll ‒ Weitergehende nationale Regelungen 

33. Wurden weitergehende Maßnahmen getroffen als im Protokoll vorgesehen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Verkehrsprotokolls 

34. Gab oder gibt es Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Protokolls?  

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  
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Beurteilung der Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen 

35. Beurteilen Sie die Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen! 

 

 

 

 

 

 

 

Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen: 
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H. Protokoll zur Durchführung der Alpenkonvention von 1991 im 

Bereich Energie (Protokoll vom 16.10.1998)  

Art. 2 Energieprotokoll – Grundverpflichtungen  

1. Wird die Nutzung der erneuerbaren Energieträger im Alpenraum im Rahmen der Entwick-

lungsprogramme gemeinsam mit anderen Vertragsparteien gefördert? 

Ja  Nein  

 

2. Werden die Schutzgebiete mit ihren Pufferzonen, die Schon- und Ruhezonen sowie die unver-

sehrten naturnahen Gebiete und Landschaften bewahrt und die energietechnischen Infrastrukturen 

im Hinblick auf die unterschiedlichen Empfindlichkeits-, Belastbarkeits- und Beeinträchtigungs-

grade der alpinen Ökosysteme optimiert? 

Ja  Nein  

 

3. Wird mit anderen Vertragsparteien im Energiebereich bei der Entwicklung von Methoden zur 

besseren Berücksichtigung der Kostenwahrheit zusammengearbeitet? 

Ja  Nein  

 

Art. 3 Energieprotokoll ‒ Übereinstimmung mit dem Völkerrecht und mit den anderen 

Politiken 

4. Erfolgt die Durchführung des Energieprotokolls in Übereinstimmung mit den geltenden völker-

rechtlichen Normen, insbesondere mit denen der Alpenkonvention und ihrer Durchführungspro-

tokolle sowie mit den geltenden völkerrechtlichen Übereinkünften? 

Ja  Nein  

 

5. Berücksichtigt Ihre Vertragspartei die Ziele dieses Protokolls auch in den anderen Politiken, 

insbesondere in den Bereichen der Raumordnung und Regionalentwicklung, des Verkehrs, der 

Land- und Forstwirtschaft sowie des Tourismus?  

Ja  Nein  
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Art. 4 Abs. 1 und 2 Energieprotokoll – Beteiligung der Gebietskörperschaften 

6. Bestimmt Ihre Vertragspartei die für die Abstimmung und Zusammenarbeit zwischen den 

unmittelbar betroffenen Institutionen und Gebietskörperschaften am besten geeignete Ebene, 

um eine gemeinsame Verantwortung zu fördern und um sich gegenseitig verstärkende Kräfte 

beim Vollzug der Energiepolitiken sowie der sich daraus ergebenden Maßnahmen zu nutzen 

und zu entwickeln?  

Ja  Nein  

 

7. Werden die unmittelbar betroffenen Gebietskörperschaften in den verschiedenen Stadien der 

Vorbereitung und Umsetzung dieser Politiken und Maßnahmen unter Wahrung ihrer Zuständig-

keit im Rahmen der geltenden staatlichen Ordnung beteiligt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Beispiele.  

 

 

 

 

 

Art. 4 Abs. 3 Energieprotokoll – Internationale Zusammenarbeit 

8. Fördert Ihre Vertragspartei die internationale Zusammenarbeit zwischen den mit Energie- 

und Umweltproblemen unmittelbar befassten Institutionen mit dem Ziel, einvernehmliche Lö-

sungen für die gemeinsamen Probleme zu erreichen? 

Ja  Nein  

 

9. Kreuzen Sie die Form(en) an, welche die Zusammenarbeit am besten beschreiben. 

Bilaterale Abkommen  

Multilaterale Abkommen  

Finanzielle Unterstützung  

Fortbildung/Training  

Gemeinsame Projekte  

Sonstige   
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Soweit Sie „Sonstige“ angekreuzt haben, nennen Sie Details der Zusammenarbeit. 

 

 

 

 

Erläutern Sie, welche Form(en) der Zusammenarbeit am besten funktioniert (funktionieren) und 

warum. 

 

 

 

 

 

Art. 5 Energieprotokoll ‒ Energieeinsparung und rationelle Energieverwendung 

10. Wurden Konzepte für eine umweltverträglichere Energienutzung entwickelt, die vorrangig die 

Energieeinsparung sowie die rationelle Energieverwendung insbesondere bei Produktionsprozes-

sen, öffentlichen Dienstleistungen, großen Hotelbetrieben sowie Transport-, Sport- und Freizeit-

anlagen fördern?  

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  
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11. Wurden Maßnahmen und Bestimmungen insbesondere in folgenden Berei-

chen erlassen? 

Ja Nein 

a. Verbesserung der Wärmedämmung bei Gebäuden und der Effizienz von 

Wärmeverteilungssystemen 

  

b. Leistungsoptimierung der Heizungs-, Lüftungs- und Klimaanlagen   

c. Durchführung von periodischen Kontrollen und gegebenenfalls Redukti-

on der Schadstoffemissionen thermischer Anlagen 

  

d. Energieeinsparung durch moderne technologische Verfahren zur Ener-

gieverwendung und -umwandlung 

  

e. Verbrauchsabhängige Abrechnung der Heiz- und Warmwasserkosten   

f. Planung und Förderung von Neubauten mit Niedrigenergietechnologie   

g. Förderung und Umsetzung kommunaler/lokaler Energie- und Klima-

schutzkonzepte unter Berücksichtigung der Maßnahmen nach Artikel 2 

Absatz 1 Buchstabe c Energieprotokoll 

  

h. Energietechnische Gebäudesanierung bei Umbauten und Förderung des 

Einsatzes von umweltverträglichen Heizungssystemen 

  

 

Art. 6 Energieprotokoll ‒ Erneuerbare Energieträger 

12. Werden erneuerbare Energieträger unter umwelt- und landschaftsverträglichen Bedingungen 

gefördert und bevorzugt genutzt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche allgemeinen politischen Instrumente und Maßnahmen (z.B. Einspeise-

Vergütungen, Förderprogramme, Forschungsförderung, etc.) werden zur Förderung des Ausbaus 

erneuerbarer Energien genutzt? 
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13. Umfassen die Konzepte insbesondere Folgendes? Ja Nein 

Unterstützung des Einsatzes dezentraler Anlagen zur Nutzung erneuerbarer  

Energieträger wie Wasser, Sonne und Biomasse  

  

Unterstützung des Einsatzes erneuerbarer Energieträger auch in Verbindung mit 

der bestehenden konventionellen Energieversorgung  

  

Förderung der rationellen Nutzung von Wasserressourcen und von Holz aus 

nachhaltiger Bergwaldwirtschaft zur Energieerzeugung 

  

 

14. Sind die Anteile der genannten erneuerbaren Energien an der 

Strom- und Wärmeversorgung sowie an der Kraftstoff-Bereitstellung 

spartenspezifisch seit Inkrafttreten des Energieprotokolls gestiegen, 

gleich geblieben oder gesunken? (Kreuzen Sie jeweils das Zutreffen-

de an.)  

Ge-

stiegen 

Gleich 

ge-

blie-

ben 

Ge-

sunken 

Sonne    

Biomasse    

Wasser    

Wind    

Geothermie    

 

Art. 7 Energieprotokoll ‒ Wasserkraft 

15. Wird sowohl bei neuen als auch, soweit wie möglich, bei schon bestehenden Wasserkraftan-

lagen die ökologische Funktionsfähigkeit der Fließgewässer und die Unversehrtheit der Land-

schaften durch geeignete Maßnahmen wie die Festlegung von Mindestabflussmengen, die Umset-

zung von Vorschriften zur Reduzierung der künstlichen Wasserstandsschwankungen und die Ge-

währleistung der Durchgängigkeit für die Fauna sichergestellt? 

Ja  Teilweise  Nein  

Wenn ja oder teilweise, wie?  
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16. Wird der Wasserhaushalt in den Trinkwasserschutz- und Naturschutzgebieten mit ihren Puf-

ferzonen, in den Schon- und Ruhezonen sowie in den unversehrten naturnahen Gebieten und 

Landschaften erhalten? 

Ja  Teilweise  Nein  

Wenn ja oder teilweise, welche Maßnahmen werden zu diesem Zweck ergriffen?  

 

 

 

 

 

17. Werden Anreize geschaffen oder gibt es Vorschriften, um die Wiederinbetriebnahme stillge-

legter Wasserkraftwerke – bei Erhaltung der Funktionsfähigkeit der Gewässerökosysteme und 

anderer betroffener Systeme – deren Neubau vorzuziehen?  

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

18. Wurde geprüft, wie den Endverbrauchern alpiner Ressourcen marktgerechte Preise berechnet 

werden können und inwieweit die von der ansässigen Bevölkerung im öffentlichen Interesse er-

brachten Leistungen angemessen abgegolten werden können? 

Ja  Nein  

Wenn ja, was war das Ergebnis? 
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Art. 8 Energieprotokoll ‒ Energie aus fossilen Brennstoffen 

19. Wird gewährleistet, dass bei neuen thermischen Anlagen zur Strom- und/oder Wärmeerzeu-

gung aus fossilen Energieträgern die besten verfügbaren Techniken zum Einsatz gelangen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, ist dies durch Rechtsvorschriften geregelt?  

Ja  Nein  

 

20. Wurden bei bestehenden Anlagen im Alpenraum die Emissionen durch den Einsatz dazu ge-

eigneter Technologien und/oder Brennstoffe beschränkt? 

Ja  Nein  

Wie hat sich das auf das Emissionsvolumen ausgewirkt? 

(Kreuzen Sie das Zutreffende an.) 

Gestiegen Gleich ge-

blieben 

Gesun-

ken 

   

 

21. Wurde die technische und wirtschaftliche Machbarkeit sowie die ökologische Zweckmäßig-

keit des Ersatzes von thermischen Anlagen, die mit fossilen Brennstoffen betrieben werden, durch 

Anlagen, in denen erneuerbare Energieträger zum Einsatz gelangen, und durch dezentrale Anla-

gen geprüft? 

Ja  Nein  

Wenn ja, was war das Ergebnis? 
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22. Wurden zur wirksameren Energienutzung geeignete Maßnahmen für die Förderung der Kraft-

Wärme-Kopplung getroffen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

23 Sorgt Ihre Vertragspartei soweit wie möglich für eine Harmonisierung und Verknüpfung ihrer 

Emissions- und Immissionsüberwachungssysteme? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Details. 

 

 

 

 

 

Art. 9 Energieprotokoll ‒ Kernkraft 

24. Erfolgt ein umfassender Informationsaustausch im Rahmen der internationalen Übereinkünfte 

über Kernkraftwerke und andere kerntechnische Anlagen, die Auswirkungen auf den Alpenraum 

haben oder haben könnten, um einen dauerhaften Schutz der Gesundheit der Menschen, des Tier- 

und Pflanzenbestandes, ihrer Lebensgemeinschaften, Lebensräume und deren Wechselbeziehun-

gen zu gewährleisten? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Details. 
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25. Wurden die Systeme zur Überwachung der Umweltradioaktivität mit denen anderer Vertrags-

parteien harmonisiert und vernetzt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, nennen Sie Details. 

 

 

 

 

 

Art. 10 Energieprotokoll ‒ Energietransport und -verteilung 

26. Werden bei Bauten von Stromleitungen und der entsprechenden Netzstationen, von Gas- und 

Ölleitungen einschließlich der Pump- und Kompressionsstationen und sonstigen Anlagen mit 

erheblichen Auswirkungen auf die Umwelt alle erforderlichen Vorkehrungen getroffen, um die 

Belastung von Bevölkerung und Umwelt gering zu halten? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche? 

 

 

 

 

 

27. Wird sichergestellt, dass soweit wie möglich bestehende Strukturen und Leitungsverläufe 

benutzt werden? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie?  
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28. Wird im Zusammenhang mit den Energieleitungen der Bedeutung der Schutzgebiete, der dazu 

gehörenden Puffer-, Schon- und Ruhezonen, den unversehrten naturnahen Gebieten und Land-

schaften sowie der Vogelwelt Rechnung getragen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wie? 

 

 

 

 

 

Art. 11 Energieprotokoll ‒ Renaturierung und naturnahe ingenieurbauliche Methoden 

29. Wie sind die Bedingungen, unter welchen bei Vorprojekten beziehungsweise bei den nach 

geltendem Recht vorgesehenen Umweltverträglichkeitsprüfungen die Renaturierung der Standor-

te und die Wiederherstellung der Gewässer nach der Fertigstellung öffentlicher und privater ener-

giewirtschaftlicher Bauten mit Auswirkungen auf die Umwelt und die Ökosysteme im Alpenraum 

zu erfolgen hat? (Nennen Sie die Details und die Rechtsvorschriften.) 

 

 

 

 

 

Art. 12 Energieprotokoll ‒ Umweltverträglichkeitsprüfung 

30. Werden bei der Planung energiewirtschaftlicher Anlagen nach den Artikeln 7, 8, 9 und 10 des 

Energieprotokolls sowie bei wesentlichen Änderungen dieser Anlagen Umweltverträglichkeits-

prüfungen durchgeführt? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wo sind diese geregelt und mit welchem Inhalt?  
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31. Enthalten die geltenden nationalen Regelungen Bestimmungen, wonach die beste verfügbare 

Technik zur Vermeidung oder Verringerung von Umweltbelastungen angewendet werden soll?  

Ja  Nein  

 

32. Ist auch der Abbau stillgelegter umweltbelastender Anlagen als eine von verschiedenen Mög-

lichkeiten, um Umweltbelastungen zu vermeiden, vorgesehen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, unter welchen Voraussetzungen und wo sind diese geregelt?  

 

 

 

 

 

Art. 13 Energieprotokoll ‒ Abstimmung 

33. Werden bei Vorhaben, die grenzüberschreitende Auswirkungen haben können, vorherige 

Konsultationen bezüglich ihrer Folgen durchgeführt? 

Ja  Nein  

 

34. Wird bei Vorhaben, die grenzüberschreitende Auswirkungen haben können, den betroffenen 

Vertragsparteien Gelegenheit gegeben, rechtzeitig eine eigene Stellungnahme abzugeben? 

Ja  Nein  

Wenn ja, wird die Stellungnahme im Rahmen des Genehmigungsverfahrens angemessen berück-

sichtigt? 

Ja  Nein  
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35. Wurde Ihr Land bei Vorhaben im Energiesektor, die potentiell erhebliche grenzüberschreiten-

de Auswirkungen haben und von einer anderen Vertragspartei beabsichtigt bzw. durchgeführt 

wurden, bevor das Vorhaben durchgeführt wurde, konsultiert? 

Ja  Nicht immer  Nein  

Wenn Sie „Nein“ oder „Nicht immer“ angekreuzt haben, nennen Sie den oder die Fälle, in denen 

Ihr Land nicht konsultiert wurde unter Angabe der jeweiligen Vertragspartei und des ungefähren 

Zeitpunkts, zu dem das Vorhaben, anlässlich dessen keine Konsultation stattfand, durchgeführt 

wurde. 

 

 

 

 

 

Art. 14 Energieprotokoll ‒ Weitergehende Maßnahmen 

36. Wurden weitergehende Maßnahmen getroffen als im Protokoll vorgesehen? 

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  
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Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Energieprotokolls 

37. Gab oder gibt es Schwierigkeiten bei der Umsetzung des Protokolls?  

Ja  Nein  

Wenn ja, welche?  

 

 

 

 

 

 

Beurteilung der Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen 

38. Beurteilen Sie die Wirksamkeit der getroffenen Maßnahmen!  

 

 

 

 

 

 

 

Raum für eventuelle zusätzliche Anmerkungen: 

 

 

 

 

 

 

 

 


